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Erfahrungen 
mit Maklern

Seite 2-3

Seit Stadträtin Elke Kahr 2012 die Aktion „GELD FÜR BANKERL STATT FÜR BANKEN“ ins Leben gerufenen hat, 
wurden auf Wunsch der Grazerinnen und Grazer viele Bankerl in unserer Stadt aufgestellt – darunter zwei Tisch- 
und Bankerl-Garnituren im Muchitsch-Innenhof (siehe Foto). 
Die Bankerl-Aktion geht weiter. Vorschläge können im KPÖ-Gemeinderatsklub (Tel. 0316 / 872 2150) oder mittels 
Mail an elke.kahr@stadt.graz.at abgegeben werden.

MIETER ERZÄHLEN
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Die KPÖ in Graz hat das gut 
gemacht wie sie gesagt hat:  
„Wohnen ist Menschenrecht”. 
Klaus Werner Lobo. Ex-Grün-Ge-
meinderat in Wien. Quelle: Vice, 
14.3.2016.

Der Krieg ist ein Massaker von 
Leuten, die sich nicht kennen, 
zum Nutzen von Leuten, die 
sich kennen, aber nicht massa-
krieren. Paul Valéry (1871-1945) 

Mindestens 1,3 Millionen Men-
schenleben - überwiegend Zivi-
listen - haben die sogenannten 
Antiterrorkriege des Westens, 
die in Wahrheit immer Kriege 
um Rohstoff e und Absatzmär-
kte waren, allein in den letzten 
anderthalb Jahrzehnten aus-
gelöscht. Sahra Wagenknecht im 
Deutschen Bundestag, 17.2.2016 .

Die Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaften (1957) 
richtete sich zugleich gegen 
die sozialpolitischen Erfolge 
der Arbeiterbewegungen in 
Frankreich, Italien, Deutschland 
und anderen westeuropäischen 
Ländern direkt nach Ende des 
Zweiten Weltkriegs. So wurde 
die Sozialstaatsklausel des 
deutschen Grundgesetzes vor 
allem durch die europäische Ei-
nigung eingeschränkt. Andreas 
Wehr, Junge Welt, 16.2.2016

Wir brauchen eine Regierung, 
die für die vielen arbeitet, nicht 
eine für die wenigen. Bernie 
Sanders. Zitiert nach dpa 9. 2. 2016

Die stolze Partei der Entrech-
teten ist zu einer Partei gewor-
den, die sich nicht geniert, mit 
den Rechten zu koalieren. Sonja 
Ablinger, Ex-SPÖ Nationalratsab-
geordnete über die SPÖ

Solange wir Steueroptimie-
rungsexperten zu EU-Kom-
missions-Präsidenten machen, 
hege ich wenig Hoff nung auf 
politischen Gegenwind. Hanno 
Settele, ORF, zum Steuerflucht-
skandal Panama Papers  4.4. 2016.

ZITIERT 1.400 Euro für 10 Minu ten Beratung
Es war vor zwei Jahren: Frau Veronika S.* entdeckte die Anzeige für eine Neubau-
wohnung und rief bei der darin angegebenen Telefonnummer einer Maklerin an.

Es folgte die Besichtigung mit 
der Maklerin. Frau S. gefi el die 

Wohnung gleich und sie entschloss 
sich, sie anzumieten. Für die 48m2 
große Wohnung mit 612 Euro 
Bruttomiete musste Frau S. sofort 
3.459 Euro bezahlen. „Kaution, Ver-
tragsvergebührung und 1.400 Euro 
Provision“, erzählt sie. Der Schlüs-
sel wurde ausgehändigt, nachdem 
der Gesamtbetrag überwiesen war. 

„Den Mietvertrag von der Lie-
genschaftsmanagement GmbH 
mit Sitz in Wien habe ich erst 
zugeschickt bekommen, als ich 
schon einen Monat in der Woh-
nung gewohnt habe“, so Frau S. 
Mit Schrecken stellte Frau S. fest, 
dass in der Bruttomiete keine Heiz-
kosten enthalten waren, was sie 
vorausgesetzt hatte. Aufgrund der 
hohen Heizkosten wurde ihr bald 
klar: Sie konnte sich die Wohnung 
nicht leisten. Also suchte Frau S. 
um eine Gemeindewohnung an.

Kündigungsfrist: 
6 Monate

Im Jänner dieses Jahres bekam 
Frau S. den Zuschlag für eine 
Gemeindewohnung. Die „alte” 
Wohnung wurde gekündigt. Doch 
dann die böse Überraschung: „Wir 
teilen Ihnen mit, dass wir die Auf-
kündigung Ihres Mietverhältnisses 
unter Einhaltung der vertraglich 
vereinbarten Kündigungsfrist zum 
30.6.2016 entgegennehmen kön-
nen“, hieß es im Antwortschreiben 
vom 22. Jänner. Laut Mietvertrag 
ist die Kündigung nur jeweils zum 
Quartalsende unter Einhaltung ei-
ner dreimonatigen Kündigungsfrist 
möglich. Jetzt muss Frau S. fast ein 
halbes Jahr lang die Miete für zwei 
Wohnungen bezahlen.

Frau S. war von der Maklerin 
weder über die nicht enthaltenen 
Heizkosten noch über die Kündi-
gungsfrist informiert worden. Den 
Inhalt des Mietvertrages bekam sie 

ja überhaupt erst nachträglich zu 
Gesicht. Trotzdem musste sie 1.400 
Euro Provision bezahlen.

Keine Ersparnisse – keine 
Wohnung

Frau M.* ist auf Wohnungs-
suche. Sie bezieht eine Pension von 
1.027 Euro. Obwohl sie sparsam 
lebt, kann sie sich nichts weglegen. 
„Vor kurzem habe ich eine günsti-
ge Wohnung entdeckt. 420 Euro 
würde sie kosten. Aber ich kann sie 
nicht anmieten, das Geld für eine 
Maklerprovision habe ich nicht, 
und außerdem will der Vermieter 
noch 1.900 Euro Kaution haben“, 
klagt Frau M.*

Zwei Monatsmieten für 
10 Minuten

Schwierig gestaltete sich die 
Wohnungssuche auch für Herrn 
Werner Pay. Ein Dreivierteljahr 
musste er nach seiner Trennung 
suchen, bis er eine passende Gar-

Ich wohne bei mei-
nen Eltern und war 
deshalb bisher noch 
nicht damit konfron-
tiert. Allerdings frage 
ich mich schon, wa-
rum das so gehand-
habt wird. Das ergibt 
doch keinen Sinn!

Leonie Kleinoscheg, 
Schülerin

Die Vermieter sollen 
für die Provision auf-
kommen, denn sie 
profi tieren letzten En-
des auch davon, wenn 
sie die Wohnung 
vermieten. Wer nichts 
wegsparen kann, für 
den wird Wohnen so 
unerschwinglich.
Karl Körbler, 
Dachdecker

Na, mir würde die 
Miete schon reichen! 
Als Lehrling mit einer 
kleinen Lehrlings-
entschädigung kann 
man sich ja nicht 
einmal die leisten. 
Und essen sollte man 
ja auch!
Marcel Wintscher, 
Maschinenbau-
technik-Lehrling

Das ist nicht in Ord-
nung. Außerdem 
sind die Maklerprovi-
sionen zu hoch. Eine 
Deckelung bei 500 
Euro wäre sinnvoll, 
denn der Arbeitsauf-
wand ist ja bei der 
Vermittlung immer 
der gleiche.
Alexander Katrit-
schenko, Pensionist

Für Wohnungs-
suchende ist das 
ausgesprochen 
schwierig. Sie haben 
ohnehin schon ge-
nug damit zu tun, das 
Geld für die Kaution 
aufzubringen. 

Ingrid Selitaj, 
Reinigungskraft

Umfrage

Maklerprovision – vom Mieter bezahlt?
Was sagen Sie dazu?
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Liebe Grazerin! Lieber Grazer!

M E I N E M E I N U N G

AUS DEM INHALTKLEIN, aber MIT BISS

Wohnungsstadträtin Elke Kahr

Angst und 
Hoff nung

Viele von uns haben in diesen Tagen Angst: Angst vor 
der Zukunft, Angst vor dem Fremden, Angst vor dem 

Terror. Sie haben Sorge um ihren Arbeitsplatz, sie wissen oft 
nicht, wie sie die Mittel für ihren Lebensunterhalt auftreiben 
können. 
In diesen schwierigen Zeiten ist es nicht leicht, positiv zu 
denken. Wir Menschen sind aber keine willenlosen Opfer 
der Verhältnisse. Wir haben einen eigenen Kopf, wir können 
denken und wir können gemeinsam viel bewegen. 
Dabei ist es wichtig, auszusprechen, was ist. Und es ist not-
wendig, hier und heute den Leuten zu helfen und für konkrete 
Verbesserungen einzutreten.
Wir haben ein Ziel vor den Augen: Es heißt soziale Gerech-
tigkeit und Solidarität, es heißt Arbeit und Frieden. 
Dafür treten wir ein. Wir wollen den Menschen in Graz 
Halt und Hoff nung geben. Hass und Hetze dürfen nicht die 
Oberhand behalten.
Am 1. Mai wollen wir das bei unserer Demonstration für 
Arbeit und Frieden auch öff entlich zeigen. Ich lade Sie ein, 
uns dabei zu unterstützen. 

Ihre Stadträtin Elke Kahr
Tel. 0316 / 872–20 60

Aus dem Süden kommen Men-
schen als Flüchtlinge zu uns. 
Das sehen wir. Wenn wir sehen 
könnten, wie die Geldscheine 
in die Steueroasen fl üchten, 
dann würden uns die Augen 
aufgehen.

1.400 Euro für 10 Minu ten Beratung

conniere gefunden hatte. „Ich habe 
fast 30 Wohnungen angeschaut“, 
erzählt er, „zum Glück konnte ich 
während der Zeit meiner Woh-
nungssuche bei meiner Mutter 
wohnen, sonst wäre ich auf der 
Straße gestanden“, so Herr Pay. 

Alle Wohnungen, die Herr Pay 
besichtigte, wurden von Maklern 
angeboten. Provisionsfreie Woh-
nungen waren bei seinen Anrufen 
immer schon vergeben.

Für die rund 35 m2 kleine Woh-
nung, für die er sich schließlich 
entschieden hat, zahlt Herr Pay 
386 Euro Miete. Mit der Wohnqua-
lität ist er zufrieden, der Radweg 
führt fast bis zu seinem Haus. Dass 
er 780 Euro Provision bezahlen 
musste, wurmt Herrn Pay aber. 
„Die Besichtigung hat keine 10 Mi-
nuten gedauert. Ich sehe nicht ein, 
wieso ich dafür zwei Monatsmieten 
bezahlen musste!“, sagt er.

Maklergeschäft boomt
Der Mangel an leistbaren Woh-

nungen lässt das Maklergeschäft 
boomen. Dabei erteilen die Ver-
mieter den Auftrag, die Zeche 
zahlen die Mieter. Herr Pay musste 
angesichts der hohen Nebenkosten 
so manches interessante Woh-
nungsangebot ausschlagen. „Ich 
hatte oft das Gefühl, in meiner 
eigenen Wohnung komme ich nie 
an!“, schildert er.

Wohn-Einstiegskosten 
senken!

Wie Frau S.*, Frau M.* und 
Herrn Pay geht es immer mehr 
Menschen. Mit der Aktion „Weg 
mit der Maklerprovision für Mie-
ter“ möchte die KPÖ einen Beitrag 
zur Senkung der Wohn-Einstiegs-
kosten leisten. Unterschreiben 
auch Sie! 

Herr Pay hat seine Traumwohnung endlich gefunden – nach rund 
30 Besichtigungen

*)  Namen sind der Redaktion bekannt

Weg mit den Maklerprovisionen (für Mieter)!
Bitte unterschreiben Sie !

unter: www.kpoe-graz.at 
Bei den Infoständen der KPÖ auf 
Grazer Straßen und Plätzen.
Gerne schicken wir Ihnen auch 
eine Unterschriftenliste zu:
Tel. 0316 / 71 24 79
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Beratung und Hilfe in allen Wohnungsangelegenheiten.  Mit Stadträtin Elke Kahr

7171080316
Tel.

Mieter-Notruf Elke Kahr.

Wir überprüfen Mietverträge und Betriebskostenabrechnungen sowie die Rechtmäßigkeit und Höhe von Provisionen, 
wir beraten bei Schikanen durch Vermieter, Kündigungen und Räumungsklagen. Wir helfen, wenn es Probleme bei der 

Kautionsrückzahlung gibt, aber auch bei anderen Fragen rund ums Thema Wohnen.

Täglich von 10.00 – 20.00 Uhr (auch am Wochenende)

Die Mieterin Gertrude Sch. 
war sehr angetan von dem 

freundlichen jungen Mann, der vor 
ihrer Tür stand und sich ihr höfl ich 
als neuer Hauseigentümer und da-
mit als neuer Vermieter vorstellte. 
Am Ende eines netten Gesprächs 
zog er einen Mietvertrag aus seiner 
Aktentasche und bat Frau Sch., 
diesen zu unterschreiben. Den 
alten Vermieter gäbe es ja nicht 
mehr, und der guten Ordnung hal-
ber müsse ein neuer Mietvertrag 
mit ihm als Vermieter unterzeich-
net werden. Bei der Gelegenheit 
müsse auch gleich „die Miete 
angepasst und eine heutzutage 
übliche Befristung auf drei Jahre“ 
vereinbart werden. Frau Sch., die 
schon seit über 30 Jahren auf Basis 
eines unbefristeten Mietvertrages 

von Mag. Alfred Strutzenberger, 
Mietrechtsexperte im Büro 

von Stadträtin Kahr.

§§ RECHT GEFRAGT §§

Neuer Vermieter, 
neuer Mietvertrag?

in der Wohnung lebt, wurde zum 
Glück misstrauisch. Sie unter-
schrieb nichts und wandte sich an 
das Büro von Stadträtin Elke Kahr. 

Vermieter MUSS alte 
Verträge übernehmen!

Ein neuer Vermieter hat alle 
Verträge, die sein Vorgänger abge-
schlossen hat, zu übernehmen, es 
ist kein neuer Mietvertrag notwen-
dig! Altmieter mit unbefristeten 
Mietverträgen sind vielen Haus-
eigentümern ein Dorn im Auge, 
weil sie noch günstige Mietzinse 
bezahlen. Bei einer Neuvermietung 
könnte die Miete ordentlich erhöht 
werden. Daher wird oft versucht, 
mit Tricks wie dem oben geschil-
derten, Altmieter zu übertölpeln. 

Mit einer ähnlichen „Argu-

mentation“ versuchen manche 
neue Hauseigentümer Mieter zu 
einer Unterschrift unter eine mit 
einer Mietzinserhöhung verbun-
denen „Sanierungsvereinbarung“ 
zu drängen. 

Tipp: Egal, wie höfl ich, bestimmt 
oder gar drohend Sie ein Hausei-
gentümer zu einer Unterschrift 
drängen will, unterschreiben Sie 
nichts, lassen Sie sich eine Kopie 
des Schreibens geben und wenden 
Sie sich an eine Beratungsstelle!

 Richtwertmieten: 
Für einheitliche 
Obergrenzen!

Der österreichische National-
rat hat die Aussetzung der 

fälligen Richtwertmieterhöhung 
beschlossen. Am 1. April 2016 
wären die Mieten in bestimmten 
Altbauwohnungen um 2,6 Prozent 
angehoben worden. Die Grazer 
Wohnungsstadträtin Elke Kahr 
begrüßte diese Kostenbremse im 
Wohnungswesen: „Wir sehen darin 
auch eine Frucht unserer Arbeit 
für leistbares Wohnen. Bereits am 
27. November 2015 haben wir die 
Aussetzung der gesetzlich vorge-
sehenen Erhöhung verlangt und 
gesagt: Angesichts der Entwicklung 
der Wohnungskosten ist dies ein 
unbedingt notwendiger Schritt.

Gegen die Stimmen von ÖVP 
und FP hat auch der Grazer Ge-
meinderat am 21. Jänner 2016 
diese Forderung erhoben. Es ist 
erfreulich, dass die Regierung da-
rauf eingegangen ist und die Richt-
wertmieterhöhung aussetzt.“ Neben 
den Betriebskosten ist es vor allem 
das – selbst für Experten zusehends 
undurchschaubare – Richtwert-
gesetz, das das Wohnen immer 
teurer macht”. 

Deshalb fordert die KPÖ die 
Abschaff ung des Richtwertmiet-
systems zugunsten einheitli-
cher, niedrigerer Mietzinsober-
grenzen!
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Wo wohnen Sie? „Kaiser-
Franz-Josef-Kai 38,  
direkt über der 
Schloßberg bahn.“ 1812 er-
baut, Innenstadt, Blick auf 
die Mur, beste Verkehrs-
anbindungen. 

Es handelt sich bei diesen Woh-
nungen aber nicht um teure 

Luxusimmobilien, sondern um 
Gemeindewohnungen. „Bisher hat-
ten wir acht Mieter im Haus. Durch 
den Auszug eines Vermessungs-
büros wurden rund 300 m2 Fläche 
frei, die nach einer umfassenden 
Sanierung zu fünf Gemeindewoh-
nungen umfunktioniert wurden“, 
berichtet Stadträtin Elke Kahr. 
„Wir freuen uns, dass wir so zentral 
Wohnungen vergeben können. Die 
Mieter wissen die hohen Räume 
der Altbauwohnungen, den histo-
rischen Fischgrätboden, vor allem 
aber die Lage im Herzen von Graz 
zu schätzen.“

Familienwohnung

„Wir wohnen in einem Haus, 
das alle kennen, die nach Graz 
kommen oder hier leben. Die 
Schlossbergbahn ist allen ein Be-
griff “, scherzt Familie Höben-
reich-Pichler. Sie haben im Februar 
die frisch renovierte Altbauwoh-
nung bezogen. Das Paar lebte 
bisher in getrennten Haushalten 
– nun konnten sie mit ihren Kin-
dern zusammenziehen und freuen 
sich über die Lage der Altbauwoh-

Wohnen am Fuß des Schloßbergs

Gemeindewohnungen im Herzen von Graz

nung. Neben dem gemeinsamen 
Kind leben auch die Kinder aus 
vorhergehenden Beziehungen in 
der Wohnung. Josef Höbenreich 
und seine Freundin erwarten das 
zweite gemeinsame Kind, sie war 
im Gastgewerbe tätig: „Ich glaube 
nicht, dass ich nach der Karenz in 
dieses Gewerbe zurück kann. Die 
Arbeitszeiten sind für Familien 
kaum zu meistern.“ Bald werden 
sie zu sechst ihr rund 100m2 großes 
Zuhause bewohnen. Die Miete be-
trägt 707 Euro, inklusive Heizung. 
„Wir waren sehr überrascht, dass es 
in der Innenstadt Gemeindewoh-
nungen gibt“, so der gelernte Mau-

rer. „Als wir die Wohnung 
besichtigt haben, wussten 
wir: Die ist es!“

Balkon mit Mur-Blick

Auch Tamara Jur-
schitsch freut sich über 
ihre neue Wohnung. Sie 
wohnte schon bisher mit 
ihrem zweijährigen Sohn 

im Bezirk Innere Stadt. Durch 
einen Mietensprung wurde ihre 
alte Wohnung erheblich teurer 
und für die Alleinerzieherin nur 
noch schwer leistbar. Dann der 
Lichtblick: Ihr wurde vom Woh-
nungsamt eine Wohnung in direk-
ter Nähe zu ihrer alten angeboten, 
nur wesentlich günstiger. „Ich habe 
bisher fast nur in Altbauwohnun-
gen gewohnt“, erzählt Jurschitsch. 
Voller Stolz zeigt die junge Frau 
auf ihren Balkon mit hinreißender 
Aussicht auf die Mur. „Hier werden 
mein Sohn und ich im Sommer 
frühstücken.“ Die gelernte Büro-
kauffrau führt voller Stolz durch 
ihre Wohnung: „Hier ist die 
Küche, hier der Wohnbe-
reich, hier das Schlaf- und 
Spielzimmer.“ Sie lebt auf 
56 m2, 397 Euro kostet die 
Wohnung inklusive Hei-
zung. „Ich habe das Anbot 
bekommen, unterschrieben 
und zwei Wochen später 
den Schlüssel erhalten.“ 

Obwohl das Haus mitten in der 
Innenstadt ist, sind die Bewohner 
von viel Grün umgeben. „Wir haben 
Schloßberg und Murpromenade als 
Naherholung direkt vor der Haus-
türe“, freut sich Jurschitsch.

Gelebter Denkmalschutz

Die Umbauarbeiten am denk-
malgeschützten Haus dauerten 
rund sechs Monate. „Herzlicher 
Dank dem städtischen Wohnungs-
amt und den Arbeitern der Bau-
firmen“, so Kahr. Die Nutzung von 
Altbauwohnungen ist ein gelebter 
Beitrag zum Schutz des Welt-
kulturerbes.

Familie Höbenreich-Pichler 
in ihrer Altbauwohnung

Tamara J. und Elke Kahr 
am Balkon des Hauses.

Wohnen im Weltkulturerbe: Kaiser-Franz-Josef-Kai 38
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Seit 2014 tourt die Bau- und 
Anlagenbehörde mit Stadt-

rätin Elke Kahr durch die Grazer 
Bezirke. Am 19. April macht die 
Veranstaltungsreihe „Bau- und 
Anlagenbehörde vor Ort“ mit ih-

Bauamt vor Ort in Gösting

BAUAMT VOR ORT
Di., 19. April, 18 Uhr 

GÖSTING
Im Hotel Novapark,  
Fischeraustraße 22,  

8051 Graz
Alle Bewohnerinnen und Bewoh-

ner sind herzlich eingeladen!

rem Infoabend im Bezirk Gösting 
Station.

„Unser Ziel ist es, Bürgern 
grundlegende Informationen zur 
rechtlichen Lage und den Möglich-
keiten und Abläufen bei der BAB 
zu geben, sowie im Rahmen einer 
Begegnung zwischen Bürgern und 
Behörde auf Augenhöhe aktuelle 
Fragen in den jeweiligen Bezirken 
zu erörtern“, sagt Elke Kahr. Zur Be-
antwortung stand neben der Stadt-
rätin an sämtlichen Info-Abenden 
das für den Bezirk zuständige Team 
aus Fachleuten von der Bau- und 
Anlagenbehörde zur Verfügung.

Die Palette an Themen und 

Fragestellungen reichte dabei 
von Informationen zu Bauvor-
haben, Belastungen durch Groß-
baustellen, wie Baulärm oder 
Straßenverun reinigung, und Ab-
bruchbescheiden bis hin zu Fragen 
zu Baudichte, Altstadtschutz und 
Nachbarrechten. 

Graz wächst Was bringt der neue „FLÄWI“?

Dienstag, 10. Mai,  
18.00 Uhr

Gasthof Griesser,  
Straßganger Straße 241,  
8053 Graz

für die Bezirke  
Eggenberg, Wetzelsdorf 
und Straßgang

Mittwoch, 18. Mai,  
18.00 Uhr

Gasthaus Endstation, 
Conrad-von-Hötzendorf-
straße 170, 8010 Graz

für die Bezirke Jakomini, 
Liebenau und Puntigam

Montag, 23. Mai,  
18.00 Uhr

Krebsenkeller, Sackstraße 
12, 8010 Graz

für die Bezirke  
Innere Stadt,  
St. Leonhard, Geidorf 
und St. Peter

Montag, 30. Mai,  
18.00 Uhr

Volkshaus Graz, Veran-
staltungszentrum des 
KPÖ-Bildungsvereins, La-
gergasse 98a, 8020 Graz

für die Bezirke Gösting, 
Lend und Gries

Montag, 6. Juni,  
18.00 Uhr

Zu den 3 goldenen  
Kugeln, Riesplatz 1,  
8010 Graz

für die Bezirke  
Waltendorf, Ries und  
Mariatrost

Info-Abende zum neuen Flächenwidmungsplan:

FRAGEN zu  
„Wohnen in Graz”: 

Wenn Sie Fragen haben, 
wenden Sie sich bitte an 
die städtische Wohnungs-
informationsstelle WOIST 
(Schillerplatz 4, Tel. 0316 / 
872-5450) 
oder an das Büro von Stadt-
rätin Elke Kahr 
(Rathaus 2. Stock, Zi. 235, 
Tel. 0316 / 872-2062).

Graz wächst. Um über 3.000 
Hauptwohnsitze pro Jahr. Was 
nicht wächst, sind die zur Verfü-
gung stehenden Flächen. Daher 
ist es notwendig, Wohnbau, aber 
auch Büros und Gewerbebetrie-
be auf den bestehenden Flächen 
unterzubringen.

Mehr Menschen brauchen mehr 
Infrastruktur, aber  auch mehr 

Grünraum und Erholungsflächen. 
Damit die Nutzung der städtischen 

Flächen in geordneten Bahnen ablaufen 
kann, verordnet die Stadt ein Stadtent-
wicklungskonzept und einen Flächen-
widmungsplan (FläWi). Ersteres ist bereits 
rechtskräftig. 

Der FläWi wurde im Sommer 2015 

öffentlich aufgelegt. In dieser Zeit konnte 
darüber diskutiert und natürlich konnten 
auch Einwendungen gemacht werden. 
Über 1500 Einwendungen wurden tat-
sächlich eingebracht. Diese wurden 
nun eingearbeitet, teilweise aber auch 
verworfen. Nun wird der überarbeitete 
Flächenwidmungsplan gemeinsam mit 
dem „Räumlichen Leitbild“ im Mai oder 
Juni erneut öffentlich aufgelegt. Dann ist 
es noch einmal möglich, Einwendungen 
einzubringen. 

Was auf Sie zukommt, das möchten 
wir gerne mit Ihnen gemeinsam bespre-
chen.

Stadträtin Elke Kahr
Gemeinderat Manfred Eber
Mag. Alfred Strutzenberger,  
Jurist im Stadtratsbüro Kahr
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„Alles hat vor etwa fünf Jah-
ren begonnen“, erzählt Christine 
Schönberg. „Die Kinder im Hof wa-
ren immer sehr laut, das hat mich 
geärgert und eingeschränkt.“ Aber 
anstatt einfach nur zu schimpfen, 
hat sich Christine überlegt, wie sie 
mit den Kindern Kontakt aufneh-
men könnte: „Zuerst bin ich mit 
Eis an die Kinder herangekommen, 
und eines Tages bin ich mit einer 
Gruppe ins Augartenbad gegan-
gen.“ Das Badezeug für die Kinder 
musste erst angeschafft werden. 

Inzwischen ist das Baden in der 
warmen Jahreszeit zur Gewohnheit 
geworden. Spaziergänge in der 
Umgebung, Spielplatz- und Ki-
nobesuche haben sich dazugesellt.

Kinder vieler Länder

Der „Stamm“ besteht aus zwölf 
Kindern (5 bis 13 Jahre), andere 
sind sporadisch dabei. Sie kommen 
aus der Türkei, aus Tschetschenien, 
Albanien, der Dominikanischen 
Republik, und sie heißen Inan, Ali, 
Charlize, Hamza, Malik... 

Christine erzählt, dass manche 
Eltern anfänglich misstrauisch 
reagiert haben – „warum macht 
sie das?“ – und auch eigene Feind-
seligkeiten und Vorurteile auf die 
Kinder übertragen haben: „Mit 
denen darfst du nicht spielen.“ 

Eine Unglaubliche

„Christine, du bist eine Un-
glaubliche“, hat die kleine Jasmin 
einmal gesagt, und hat „Ungläubi-
ge“ gemeint. Inzwischen ist so viel 
Vertrauen entstanden, dass Chris-
tine mit den Kindern über Rassis-
mus, Religion, Alkohol, Schwei-
nefleisch sprechen kann. Manche 
Eltern kommen mit Alltagsproble-

„Christine, du bist eine Unglaubliche!“

Christine Schönberg wohnt am Schönaugürtel, in 
einem Häuserblock mit fast 50 Kindern, alle mit 
Migrationshintergrund. Die Geschichte einer Annä-
herung.

So geht gute Nachbarschaft

men (z.B. Fragen zu Wohnung oder 
Arbeitsamt) zu Christine.

Die meisten einheimischen Be-
wohner pflegen kaum Kontakt zu 
den Kindern, auch die Schulklassen 
sind eher nicht durchmischt, und 
so entsteht doch eine Art „Paral-
lelwelt“. Christine: „Viele haben nur 
durch ihre Lehrer und durch mich 
regelmäßig Kontakt zu erwachse-
nen Österreichern.“

Da im Hof auffallend wenig 
Platz ist, werden viele Ausflüge 
unternommen: Die Grazer Messe 
(Vergnügungspark) ist besonders 
bei den Mädchen sehr beliebt, 

auch der Schloßberg-Ausflug und 
das „Sternschnuppenschauen“ 
in Maria trost hat den Kindern 
gut gefallen. Eine Fahrt mit der 
Schöckl-Seilbahn ist geplant.

„Möchte den Kindern  
etwas mitgeben!“

Eine ganz große Sache ist die 
neu gegründete Fußballmann-
schaft, die unter dem Namen  „All 
Stars“ bei einem Turnier in der 
ATG-Halle mitgespielt hat. Es gibt 
bereits eine Einladung zu einem 
1.-Mai-Turnier in Liebenau, ein 
Trainer wird gesucht.

Auf eigenen Wunsch schwär-
men Mädchen und Buben extra 
aus, gemeinsam wurde zu viel 
gestritten, gepetzt, gewirbelt.

„Für die Unternehmungen mit 
den Kindern gibt Christine auch 

Geld aus der eigenen Tasche aus, 
Stadträtin Elke Kahr unterstützt 
sie mit 500 Euro jährlich, das So-
zialmedizinische Zentrum (SMZ) 
steuert etwas Geld und Sozialar-
beiter bei, manchmal gibt‘s private 
Unterstützer.

Warum macht Christine 
das nun wirklich?

„Mir ist es wichtig, dass Men-
schen aus verschiedenen Kulturen 
miteinander Kontakt pflegen, und 
das fängt bei den Kindern an. Mir 
macht das auch deshalb Freude, 
weil ich sehr viel Liebe zurückbe-
komme. 

Viele der Kinder kommen bald 
in die Pubertät und werden ihre 
eigenen Wege gehen. Ich möchte 
ihnen etwas Schönes mitgeben, an 
das sie sich später gerne erinnern...“

Christine Schönberg mit ihren Kindern aus der Nachbarschaft
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Endlich ist es wieder soweit: 
Die Tage werden länger und 

wärmer, die kahlen Bäume tragen 
wieder erste grüne Blätter – und in 
den Grazer Vorgärten blühen bunte 
Frühlingsboten um die Wette und 
erfreuen das Auge der Betrachter. 
Waren es anfangs die Primeln und 
Krokusse, dann die Tulpen und 
Narzissen, folgen schon bald Rosen 
und Hortensien und verleihen den 
nur wenige Quadratmeter großen 
Grünflächen einen besonderen 
Zauber.

Wer mit off enen Augen durch 
die Stadt spaziert, kann sich in die-
sen Tagen kaum sattsehen an den 
blühenden Oasen, die Graz Ende 
des 19. Jahrhunderts sogar den Na-
men „Gartenstadt“ bescherten. Vor 
allem in den sog. „Gründerzeitvier-
teln“, in Geidorf, St. Leonhard und 

Jakomini, kann man die Vorgärten 
bewundern. Doch sie erfreuen nicht 
nur das Auge und die Sinne, sie 
leisten einen wesentlichen Beitrag 
zur Verbesserung des Stadtklimas 
und der Luftqualität, und sie bieten 
obendrein vielen Vögeln, Schmet-
terlingen und Insekten ein Zuhause.

100 Euro für Entsiegelung

In den vergangenen Jahrzehn-
ten hatte sich die Unsitte, die 
Vorgärten zu versiegeln und oft 
rechtswidrig sogar als Autoab-
stellplätze zu verwenden, in Graz 
breitgemacht. „Ein Großteil der 
Vorgärten befindet sich in der 
Altstadtschutzzone. Diese Vor-
gärten dürfen nach dem Grazer 
Altstadterhaltungsgesetz nicht 
entfernt, nicht versiegelt und nicht 
als Parkplätze missbraucht wer-
den“, betont Stadträtin Elke Kahr, 
die auch auf eine im vergangenen 
Jahr erfolgte Gesetzesänderung 
zum besseren Schutz der Grazer 
Vorgärten verweist.

Wenn sich jemand ent-
schließt, seinen Vorgarten in der 

Grazer Altstadtschutzzone zu 
entsiegeln, zahlt die Stadt Graz 
100 Euro pro Quadratmeter aus 
dem Altstadterhaltungsfonds. 
Infos auf www.graz.at oder in 
der Stadtbaudirektion bei Peter 
Pilz (0316/872-3585, E-Mail:
peter.pilz@stadt.graz.at).

Vorgartenspaziergänge

Dass die Vorgärten wieder 
verstärkt ins Bewusstsein der Be-
völkerung gerückt sind, ist nicht 
zuletzt das Verdienst von Gertraud 
Prügger, die nicht nur auf die Vor-
züge und die Schönheit der Grazer 
Vorgärten aufmerksam macht, son-
dern auch einiges über die Historie 
zu erzählen weiß. 

Bereits zum dritten Mal laden 
sie und Stadträtin Elke Kahr zu 
Vorgartenspaziergängen ein (Ter-
mine siehe Infokasten nebenan). 
Einer der beiden Spaziergänge wird 
wieder im Bezirk Geidorf stattfi n-
den, ein weiterer führt diesmal in 
die Triestersiedlung, wo ebenfalls 
Vorgarten-Kleinode bewundert 
werden können.

Farbenfrohe Blütenpracht in der Franckstraße im 
Bezirk Geidorf. Foto: Gertraud Prügger.

Der Frühling hat Einzug 
gehalten in den Grazer 
Vorgärten. Als blühende 
und duftende Kleinode ver-
leihen sie unserer Stadt ein 
besonderes Flair.

Blühende Oasen in der Stadt

Grazer Vorgärten

mit Stadträtin Elke Kahr und
Gertraud Prügger, ehemalige
Geschäftsführerin des Natur-
schutzbundes Steiermark.

Spaziergang  „Grazer 
Vorgärten in Geidorf – 
K leinode aus der 
Gründerzeit”
Freitag, 20. Mai 2016, 17 Uhr
Dauer ca. 2 Stunden
Treff punkt: Meerschein-Schlössl, 
Mozartgasse 3

Spaziergang  „Gärten im 
Gemeindebau“
Freitag, 24. Juni 2016, 17 Uhr
Dauer ca. 2 Stunden
Treff punkt: Stadtteilzentrum 
Triester, Triesterstraße 66

Die Teilnahme ist kostenlos.
Keine Anmeldung erforderlich.

Einfach zum jeweiligen Treff -
punkt kommen!

Rückfragen: 0316/872-2060

Vorgarten-
Spaziergänge
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Tausende alte Bäume an der Mur sollen bald von Baggern zerstört 
werden (Foto: Christine Schönfelder)

Rettet die Mur!

Die Energie Steiermark plant 
nördlich der Puntigamer Brü-

cke die Errichtung eines Wasser-
kraftwerks. Bis zu 10.000 Bäume 
werden geschlägert. Geh- und 
Radwege, Brücken und Parkanlagen 
sollen abgerissen und anschließend 
für teures Geld wiederhergestellt 
werden. „Die letzte freie Fließstre-
cke der Mur würde zur stehenden 
Bracke verkommen“, warnt KPÖ-
Gries Bezirksrätin Nina Giesen in 
einer ablehnenden Stellungnahme 
zum Murkraftwerk.

Die Mur-Staustufe Graz ersetzt 
keine Atomstrom-Importe. Doch 
damit nicht genug: Gutachter 
haben das Kraftwerksprojekt als 
eines der unwirtschaftlichsten aller 
Laufwasserkraftwerke Österreichs 

Kraftwerk um 
jeden Preis?

Bis zu 200 Millionen Euro 
(samt Nebenkosten) soll 
die Staustufe in Puntigam 
kosten – für nur 0,7 % 
mehr Strom in der Steier-
mark. Doch Bürgermeister 
Nagl will das Kraftwerk 
um jeden Preis.

Rettet die Mur!

eingestuft, das sich nicht einmal in 
100 Jahren rechnet.

Zu heiß für den Verbund

Die EStAG ist der nunmehr 
alleinige Projektwerber für das 
Wasserkraftwerk mitten in der 
Stadt, nachdem der Verbund eine 
Beteiligung am Projekt wegen 
Unwirtschaftlichkeit abgelehnt hat. 
Doch Bürgermeister Nagl bleibt 
dabei: Das Kraftwerk soll um jeden 

Preis gebaut werden. Er will jetzt, 
dass die stadteigene Holding ein-
springt und sich mit 20 Millionen 
am Kraftwerksprojekt beteiligt.

Volksbefragung!

„Eine Beteiligung der Holding 
am EStAG-Projekt wäre fatal“, 
warnt Stadträtin Elke Kahr vor die-
sem fi nanziellen Abenteuer. Denn 
die Verluste dafür drohen früher 

oder später der Öff entlichkeit über-
antwortet zu werden.

Der Bau der Mur-Staustufe 
Graz stellt eine weitgehende Ver-
änderung des städtischen Gefüges 
mit Auswirkungen auf Menschen 
und Natur dar. Deshalb muss die 
Grazer Bevölkerung zur Errich-
tung der Staustufe im Stadtgebiet 
befragt werden. Die Grazer KPÖ 
unterstützt die Plattform „Rettet 
die Mur“. 

Unterschreiben auch Sie für eine Volksbefragung! Unterschriftenlisten fi nden Sie unter: http://rettetdiemur.at/

Energie-Effi  zienz statt Naturzerstörung 
NEIN ZUR MUR-STAUSTUFE GRAZ! 

Antrag an den Gemeinderat der Stadt Graz auf Durchführung einer Volksbefragung gemäß § 155 Steiermärkisches Volksrechtegesetz

1. Wollen Sie den Bau der Mur-Staustufe Graz?
2. Soll die Stadt Graz in ihrem eigenen Wirkungsbereich zum Bau der Mur-Staustufe  Graz („Murkraftwerk“) beitragen?

Mit meiner Unterschrift unterstütze ich den Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung gem. § 155 Steiermärkisches Volksrechtegesetz.

Zustellungsbevollmächtigte: Christine Barwick, Reitschulgasse 5, 8010 Graz. Tel: +43 316 / 67 30 26, E-Mail: offi  ce@rettetdiemur.at

Lfd.Nr. Vorname und Familienname Unterschrift

Adresse Geburtsdatum

Lfd.Nr. Vorname und Familienname Unterschrift

Adresse Geburtsdatum



Stadtblatt
GRAZER

10www.kpoe-graz.at

Immer wieder kommt es 
in Graz zum Abbruch 

schöner alter Bauten. Nur 
das Bundesdenkmalamt 
konnte zuletzt eine Jugend-
stilvilla in der Hilmteich-
straße retten, für die schon 
die Abbruchbewilligung 
erteilt werden musste.
„Auch wenn schon Vieles unwie-
derbringlich verloren ist. Es gibt 
noch zahlreiche Objekte in Graz, 

deren Schönheit und Be-
deutung auf der Hand 
liegen, deren notwen-
diger Schutz allerdings 
noch nicht verbrieft ist“, 
sagt KPÖ-Gemeinderat 
Andreas Fabisch. 
Er forderte einen Altstadt-

schutzkataster, um historische 
Gebäude vor dem Abriss besser 
zu schützen. Alle Parteien haben 
seinem Antrag zugestimmt.

Durch die  Zust im-
mung der KPÖ zum 

Grazer Stadtbudget gibt 
es die Jahreskarte Graz 
nunmehr um 228 Euro. 
Zunächst war geplant, den 
Mobilitätsscheck für Stu-
dierende deshalb einzu-
stellen. Ein Antrag von KPÖ-Ge-
meinderat Robert Krotzer konn-
te das 2014 aber verhindern, nur 

MOBILITÄTSSCHECK BLEIBT

SCHÖNE BAUTEN ERHALTEN!

die FPÖ stimmte damals 
dagegen. 
Jetzt wurde er auch für 
das Sommersemester 
2016 beschlossen – dieses 
Mal einstimmig. Der Mo-
bilitätsscheck beträgt 30 
Euro für vier, 35 Euro für 

fünf und 40 Euro für sechs Mona-
te. Beantragt werden kann er unter 
www.graz.at/mobilitaetsscheck.

Drei Viertel der in Ös-
terreich erhältlichen 

Getränke werden in Einweg-
verpackungen angeboten. 
Viele davon landen im Rest-
müll. Nur ein Teil wird über 
das ARA-System gesam-
melt. „Fast 500 Milliarden 
Einwegflaschen werden verbrannt 
oder nicht verwertet. Zugleich 
haben Mehrwegsysteme rasant 
abgenommen“, weiß KPÖ-Gemein-
derätin Ina Bergmann.
Aus dieser Erfahrung heraus 

PFAND FÜR DOSEN 
UND EINWEGFLASCHEN!

setzen andere Länder, et-
wa Deutschland, Schwe-
den ,  D änemark  und 
die Schweiz bereits auf 
Pfandsysteme. Die Rück-
laufquoten haben sich 
wesentlich erhöht und 
auch die Verwendung von 

Mehrwegflaschen hat wieder zu-
genommen. Der Antrag von Berg-
mann, den Bund aufzufordern, ein 
Pfandsystem für Einweggebinde 
einzuführen, wurde im Gemein-
derat einstimmig angenommen.

 FÜR SIE ERREICHT

STADTTEILZENTREN ABGESICHERT
Für die Absicherung der Arbeit 
von Stadtteilzentren, Nachbar-
schaftszentren und Stadtteil-
projekten wurde im Stadtsenat 
auf Antrag von Stadträtin Elke 
Kahr eine Summe von 447.950 
Euro beschlossen. 
Damit wird ein breites Angebot 
an Hilfestellungen, Beratungen 

und Freizeitangeboten für die 
Bewohner in den Bezirken Ja-
komini, Liebenau, Gries, Lend, 
Geidorf, Waltendorf, St. Peter, 
Gösting und Eggenberg si-
chergestellt. Die Maßnahmen 
der Stadtteilarbeit helfen, den 
sozialen Zusammenhalt in den 
Nachbarschaften zu stärken.

Ältere Menschen sind 
in Städten vielen Bar-

rieren und Diskriminie-
rungen ausgesetzt. Schon 
seit Juni 2014 gibt es 
konkrete Vorschläge des 
Menschenrechtsbeirats, 
wie die Situation in Graz 
verbessert werden könnte und äl-

FÜR MASSNAHMEN GEGEN 
ALTERSDISKRIMINIERUNG

tere Menschen besser am 
öffentlichen Leben teilha-
ben könnten. Bisher gab 
es darauf keine Reaktion. 
KPÖ-Seniorensprecherin 
Uli Taberhofer gab sich 
damit nicht zufrieden und 
forderte den Bürgermeis-

ter auf, hier endlich tätig zu werden.

Psychische Erkrankun-
gen verursachen die 

längsten Krankenstände 
und sind der häufigste 
Grund für Frühpensio-
nierungen. Beschränkte 
Kontingente und lange 
Wartezeiten zermürben 
die Patienten – viele verzichten 
wegen bürokratischer Hürden 

FÜR PSYCHOTHERAPIE 
AUF KRANKENSCHEIN

auf eine dringend nötige 
Therapie.
Auf Initiative von Gemein-
derätin Elke Heinrichs 
(KPÖ) wurde der Gra-
zer Gemeinderat aktiv. 
Einstimmig fordert er 
Psycho therapie auf Kran-

kenschein und eine bundesein-
heitliche Regelung. 

Eine Fahrradstadt will 
und sollte Graz sein. 

„Deshalb ist es unverständ-
lich, dass die Anzahl gesi-
cherter Abstellplätze für 
Räder kaum erweitert, 
sondern zum Teil sogar 
wesentlich reduziert wird“, 
so KPÖ-Gemeinderätin Christine 
Braunersreuther. 
Bei der Volkshochschule wurde 
die Zahl der Fahrradbügel re-
duziert. So gibt es in der Strau-
chergasse weniger und in der 
Hans-Resel-Gasse gar keine mehr.

Nun sollen auch in der Fel-
lingergasse die Radständer 
entfernt werden. Ein ent-
sprechendes Schild wurde 
bereits angebracht. 
Ein wahres Chaos an ab-
gestel l ten Fahrrädern 
herrscht am Südtiroler-

platz. „Nicht nur Fußgänger, son-
dern auch Einsatzkräfte werden 
bei der Einfahrt in die Mariahil-
ferstraße behindert“, kritisierte 
Braunersreuther. Sie forderte, 
die entfernten Fahrradschnecken 
rasch wieder aufstellen zu lassen.

RADLSTÄNDER VERSCHWINDEN

Graz ist so reich an 
Sehenswürdigkeiten. 

„Und die sollten von Tou-
ristinnen und Touristen 
auch gefunden werden“, 
sagt KPÖ-Gemeinderat 
Christian Sikora. Seit 
Jahren schiebt man in 
Graz vor sich her, was in anderen 
Städten schon Jahrzehnte Realität 

ist: ein Kunst- und Kultur-
leitsystem. Deshalb fordert 
Sikora, dass zumindest 
eine „Minimalvariante“ 
rasch umgesetzt wird. Ein 
historischer Graz-Pfad 
mit Stadtmuseum, Mur-
insel, Schlossbergbahn 

und Schlossbergstollen wäre ein 
Schritt in die richtige Richtung.

FÜR HISTORISCHEN GRAZ-PFAD

 KPÖ IM GRAZER GEMEINDERAT
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Schon am 30. April startet im 
Margaretenbad und in der 

Auster die Sommer-Badesaison. 
Am 7. Mai geht es im Augarten-
bad los und ab 14. Mai kann man 
auch im Straßganger Bad und im 
Stukitzbad ins kühle Nass springen. 
Sechs öffentliche Freibäder gibt 
es derzeit in unserer Stadt, 2014 
hat die Holding Graz auch das 

BÄDER IN GRAZ

Teurer Badespaß

Bald ist es wieder soweit: 
Die Grazer Bäder öffnen 
ihre Pforten, Badespaß 
und Erfrischung sind für 
die kommenden Sommer-
monate garantiert – so-
fern man sich das Bade-
vergnügen leisten kann.

Ragnitzbad übernommen. Eine 
drohende Schließung konnte damit 
abgewendet werden. 

Graz am teuersten – auch 
für Kinder

In der heißen Jahreszeit ist 
Schwimmen eine wunderbare Frei-
zeitbeschäftigung und obendrein 
auch noch gesund – wären da nicht 
die Bäderpreise. Denn diese sind in 
Graz so hoch wie in keiner anderen 
Landeshauptstadt Österreichs.

Während Er wachsene in  
Eisenstadt dem Badespaß bereits 
um 3,80 Euro frönen können und 
selbst in Wien immerhin noch um 
5,50 Euro, kostete die Tageskarte in 
den Grazer Freibädern 2015 bereits 

Schon den Allerkleinsten macht das Badevergnügen 
großen Spaß. Kinder bis 6 baden gratis!

 Landeshauptstadt Tageseintritt 
Erwachsene

Ta g e s e i n t r i t t 
Kind bis 14 Jahre

Eisenstadt 3,80 2,10
Linz 4,00 2,00
Klagenfurt 4,50 1,80
Salzburg 4,80 2,70
Innsbruck 4,80 1,90
Bregenz 4,90 2,40
St. Pölten 5,00 2,50
Wien 5,50 1,80
Graz (Stukitz-, Ragnitz-, Margareten-, 
Straßganger, Augartenbad)

6,20 3,00

Graz, „Auster“ 7,10 5,00

6,20, in der „Auster“ sogar 7,10 
Euro. Kinder zahlen in den anderen 
Landeshauptstädten durchschnitt-
lich 2,20 Euro, in Wien, Klagenfurt 
und Innsbruck sogar weniger als 
zwei Euro, während der Tagesein-
tritt für Kinder in Graz 2015 schon  
drei Euro betragen hat.

Mit 5,20 Euro (Kinder: 4,30) 
unverhältnismäßig teuer war dar-
über hinaus schon im Vorjahr die 
2-Stunden-Karte. Zuletzt wurden 
die Eintrittspreise in den Grazer 
Bädern alljährlich angehoben. Eine 

Teuerung ist auch heuer zu befürch-
ten, doch wie stark die Preise erhöht 
werden, wurde seitens der Holding 
gegenüber der KPÖ bis Redakti-
onsschluss nicht bekannt gegeben. 

„Ein öffentliches städtisches 
Bad muss Tarife anbieten, die für 
die Bevölkerung leistbar sind“, be-
tont KPÖ-Gemeinderat Christian 
Sikora, der sich im Stadtparlament 
schon mehrmals für günstigere 
Bädertarife stark gemacht hat.

Wo bleibt der 10er-Block?

Den KPÖ-Sportsprecher be-
schäftigt aber noch ein anderes 
Ärgernis: die mangelnde Flexibi-
lität. Ein Beispiel: „Bis dato war es 
nicht möglich, einen attraktiven 
10er-Block anzubieten, was in den 
meisten anderen Landeshauptstäd-
ten von Wien bis Bregenz längst 
Standard ist“, so Sikora. 

Ein weiterer Kritikpunkt be-
trifft die Saisonkarte. Bis Ende April 
ist die „Auster“-Saisonkarte für die 
Wintersaison noch gültig. Ob man 
die Karte aber im Oktober gekauft 
hat oder im März, am stolzen 
Preis von 227,40 Euro wird nicht 
gerüttelt!

Die KPÖ setzt sich für eine 
Senkung der Bädertarife auf ein 
allgemein leistbares Niveau sowie 
für eine flexiblere Tarifgestaltung 
ein. „Denn Badespaß darf kein 
Luxus sein“, betont Sikora.

Bäderpreise – Landeshauptstädte im Vergleich
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INNERE STADT. Zahlrei-
che Fußgänger/innen und 
Radfahrer/innen queren 
den Marburger Kai auf 
Höhe der Kalchberggasse. 

KPÖ-Bezirksrätin Hei-
de Bekhit :  „Aufgrund 
des starken Verkehrsauf-
kommens kommt es dort 

GEFAHRENSTELLE 
MARBURGERKAI

immer wieder zu gefähr-
lichen Situationen und 
sogar zu Unfällen.“ Die 
KPÖ brachte im Bezirksrat 
den Antrag zur Errichtung 
einer Ampel zur Entschär-
fung der Gefahrenstelle 
ein. Der Antrag wurde 
einstimmig angenommen.

STRASSGANG. Leider 
wurden in der Straßganger 
Straße und in der Weblin-
ger Straße mehrere Bäume 
derart verstümmelt, dass 
sie für längere Zeit – wenn 
überhaupt noch – keiner-
lei Sauerstoff  und Schatten 
spenden können.

Gemäß der Grazer Baum-
schutzverordnung sind 
grundsätzlich alle Bäume 
mit einem Stammumfang 

BAUMSCHNITT 
– WARUM SO RADIKAL?

von 50 cm und langsam-
wüchsige Laubhölzer 
(z.B. Magnolie) mit einem 
Stammumfang von 25 cm 
im Stadtgebiet – innerhalb 
der Baumschutzzone – auf 
öff entlichen und privaten 
Grundstücken geschützt. 
KPÖ-Bezirksrätin Ruth 
Masser: „Das bedeutet, 
dass Bäume in Graz nicht 
ohne behördliche Geneh-
migung gefällt oder ge-
kappt werden dürfen.“

STRASSGANG. Der Josef- 
Krainer-Park ist bei der 
Straßganger Bevölkerung 
als Sport- und Freizeitan-
lage und Rundweg sehr 
beliebt. Nun wurde ein 
Teil des Rundwegs von 
BewohnerInnen der vor 
kurzem nördlich des Parks 
errichteten Wohnanlage 
(Kohlbacher) durch Bän-
der und Tafeln mit der 
Aufschrift „Durchgang 

RUNDWEG IM JOSEF-KRAINER-
PARK NICHT SPERREN!

verboten – Privatgrund“ 
abgesperrt. Aufgrund der 
intensiven Bautätigkeit in 
Webling und des immer 
höheren Verkehrsaufkom-
mens auch auf Nebenstra-
ßen sind aber Spazierwe-
ge für die Bevölkerung 
wichtig. KPÖ-Bezirksrätin 
Ruth Masser forderte die 
Öffnung des gesamten 
Rundwegs im Josef-Krai-
ner-Park. 

BÜRGERBETEILIGUNG GEGEN 
HOTELINTERESSEN?

ST. PETER. BV-Stv. Gert 
Kosmus (KPÖ) hat im 
März mehrere Anträge 
gestellt: Der Antrag zur 
Ausweitung der Busspur-
zeiten von 6 bis 21 Uhr 
im südlichen Bereich der 
St.-Peter-Hauptstraße 
wurde leider abgelehnt 
(siehe Leserbrief, S. 23).
Ein Antrag zur Führung 
der Buslinie 63 durch 
St. Peter, mit Einbindung 
des Center Ost, mit dem 
Ziel einer Verkehrsentla-
stung der St.-Peter-Haupt-
straße, wurde hingegen 
mehrheitlich angenom-
men.

VERKEHRS-
ENTLASTUNG

 GESTOHLEN

Mein Fahrrad, das mir 
meine Oma geschenkt 
hat, wurde gestohlen. 
Ich bin sehr traurig. 
Hat jemand dieses Fahr-
rad gesehen? Hinweise 
bitte an meine Oma un-
ter der Telefonnummer: 
0664 / 911 65 74.

ANDRITZ. Der Bezirks-
rat hat dem Antrag des 
Sportvereins Andritz zu-
gestimmt, wirtschaftlich 
schwache Nachwuchski-
cker aus der U9 für sport-
pädagogische Aktivitäten 
zu fördern. Infolge des von 
der KPÖ vermittelten An-
trags werden zwei Kinder 
mit 420 Euro unterstützt, 
sodass sie am bevorste-
henden Trainingscamp 
teilnehmen können.

NACHWUCHS 
GEFÖRDERT

INNERE STADT. In einem 
an die Bezirksvorstehung 
Innere Stadt gerichteten 
Schreiben erklärt Bürger-
meister Siegfried Nagl, 
dass betreffend Neuge-
staltung des Stadtparks im 
Bereich Pfauengarten erst 
„Rahmenbedingungen“ 
erarbeitet werden müssen, 
ehe es zu einer Bürgerbe-
teiligung kommt. 

„Wir werden genau darauf 
schauen, dass diese Rah-
menbedingungen nicht den 
Interessen des neuen Hotels 
geschuldet sind. Der Stadt-
park dient der Erholung der 
Grazerinnen und Grazer, 
nicht begüterten Hotelgä-
sten“, stellt KPÖ-Bezirks-
vorsteher-Stellvertreter 
Alfred Strutzenberger 
klar.

Der Bau am Pfauengarten sorgte für Unmut und Un-
verständnis – und Proteste.

IN DEN STADTBEZIRKEN

Foto: Bernd Markovics
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ANDRITZ. An der Volks-
schule Viktor Kaplan und 
der Neuen Mittelschule 
Andritz dürfen die Kinder 
in der kalten Jahreszeit nur 
einen kleinen befestigten 
Bereich vor dem Hinteraus-
gang der Schule benutzen: 
In den Pausen drängen sich 
bis zu 500 Kinder auf einer 

BEWEGUNG AN DER 
FRISCHEN LUFT!

GEIDORF. Nachdem der 
Kindergarten in der Körö-
sistraße geschlossen hat, 
wird auch das Grundstück 
an der Mur bei der Kepler-
brücke, auf dem sich der 
Spielplatz befunden hat, 
nicht mehr genutzt.
Gleichzeitig steigt die 
Lust am Garteln und der 
Wunsch nach gesunden 
Lebensmitteln. „Die Fläche 
wäre für einen Gemein-
schaftsgarten bestens 

GARTELN IN GEIDORF?

ca. 360m2 großen Fläche!
K P Ö - B e z i r k s v o r s t e -
her-Stellvertreterin Karin 
Reimelt drängt auf Än-
derung: „Für Kinder in der 
Ganztagesbetreuung ist 
das in der kalten, dunklen 
Jahreszeit oft die einzige 
Möglichkeit, an die frische 
Luft zu kommen.“

geeignet“, fi ndet Bezirks-
vorsteher-Stellvertreter 
Hanno Wisiak (KPÖ). Der 
Geidorfer Bezirksrat be-
schloss einstimmig seinen 
Antrag, die Stadt zu ersu-
chen, das Grundstück zum 
Garteln freizugeben.  „Graz 
ist eine wachsende Stadt 
mit beschränktem Flä-
chenangebot. Also sollte 
man mit den vorhandenen 
Flächen sinnvoll umge-
hen“, so Wisiak.

Erstmals im Februar 2014 
stellte Gemeinderätin Elke 
Heinrichs den Antrag, die 
Straßenreinigung gerech-
ter auf alle Stadtbezirke 
aufzuteilen und – eventu-
ell über gezielte Förder-
programme für schwer 
vermittelbare Personen 
– auch das dazu benötigte 
Personal aufzustellen. „Die 
Stadt besteht ja wirklich 
nicht nur aus Hauptplatz 
und Herrengasse“, kom-
mentierte Heinrichs das 
verstärkte Vorkommen 
von Müll und Unrat auf 
Gehwegen und in Halte-
stellenbereichen in den 
Randbezirken. Fünf An-

SAUBERKEIT IN DER STADT

träge und Anfragen hat 
sie mittlerweile dazu im 
Gemeinderat gestellt. Nur 
eine Anfrage wurde über-
haupt beantwortet. Darin 
erklärte man, dass ohnehin 
überall gereinigt werde und 
außerdem auch die Ord-
nungswache ein Auge auf 
das Verschmutzungs- und 
Wegwerfverhalten werfe.
„Dass sich an den Zustän-
den aber bis heute nichts 
geändert hat, beweisen die 
Beobachtungen Vieler“, so 
Heinrichs. Sie wird in die-
ser Frage nicht lockerlassen 
und der Forderung nach 
einer Personalaufstockung 
Nachdruck verleihen.

RIES. Am 4. April fand auf 
der Ries eine Gedenkveran-
staltung für sieben jungen 
Männer statt, die wenige 
Tage vor Kriegsende ihr 
Leben retten und dem si-
cheren Tod an der nahen 

Front entrinnen wollten. 
Sie wurden von den Nazis 
ermordet. Von der KPÖ nah-
men Gemeinderat Andreas 
Fabisch, Gemeinderätin 
Elke Heinrichs und BV-Stv. 
Silvana Weidinger teil.

GEDENKEN AN DESERTEURE

LEND. Der Gehsteig 
gegenüber dem Heim-
gartenverein „Blumen-
freunde“ am Lendkai ist 
im Bereich Floßlendplatz 
bis zur Buhnengasse in 
einem desolaten Zustand. 
KPÖ-Bezirksvorste-
her-Stellvertreter Chri-
stian Carli: „Bei nassen 
Wetterverhältnissen ist 
ein Begehen aufgrund 
von riesigen Wasserlacken 
nicht möglich.“ Die KPÖ-
Lend wird daher in der 
nächsten Bezirksratssit-
zung einen Antrag stellen, 
um die Sanierung des 
Gehsteigs schnellstmög-
lich in die Wege zu leiten.

GEHSTEIG 
SANIEREN!

KIRCHNER-
KASERNE

Ideen und Anregungen für 
Bezirksthemen (alle Bezirke) 

Christian Carli: 
Tel. 0681 / 10 7632 98

JAKOMINI. Das Vorhaben 
des Bundes, auf dem Areal 
der Kirchnerkaserne ein 
Flüchtlings-Transitlager zu 
errichten, ist vom Tisch. 
„Doch nicht die Stadt Graz, 
sondern private Investoren 
haben das Kirchnerkaser-
nen-Areal jetzt gekauft“, 
ärgert sich Lubomir 
Surnev, KPÖ-Bezirks-
vorsteher-Stellvertreter in 
Jakomini. „Nur das Verspre-
chen, über den Flächen-
widmungsplan auf dem 
Grundstück Vorbehaltsfl ä-
chen für Gemeindewoh-
nungen sowie Spiel- und 
Sportfl ächen zu sichern, 
konnte erreicht werden.“

IN DEN STADTBEZIRKEN

Die Bezirksvorsteher-Stell-
vertreterin von Gries, Gerti 
Schloff er, setzte sich dafür 
ein, dass bei der Stephani-
enwarte auf der Platte der 
Dreck im Stiegenaufgang 
sowie herumliegende Zie-
gel rasch beseitigt wer-
den. Diese Arbeit wurde 

von Mitarbeitern der GBG 
prompt erledigt. „Dafür 
gebührt Lob und Dank!“, 
freut sich Schloffer und 
ergänzt: „Ein Wunsch der 
Warte-Besucher wäre es 
noch, beim vorhandenen 
Hydranten einen Trink-
brunnen zu installieren.“

STEPHANIENWARTE
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Wir müssen  alles tun, da-
mit die steirische Landes-
hauptstadt nach dem Titel 
„City of Design” nicht bald 
den Titel „Stadt der  
Arbeitslosen“ erhält.

Mit 19.824 beim AMS vorge-
merkten Arbeitslosen ist der 

Anstieg der Menschen ohne Arbeit 
mit 4,1% doppelt so hoch wie im 
steirischen Landesdurchschnitt 
(2,4%).

Konkrete Maßnahmen gegen 
die Arbeitslosigkeit findet man auf 
den aktuellen Wahlplakaten aber 
nicht. Die Politik versagt bei ihrer 
wichtigsten Aufgabe: Arbeit für die 
Menschen zu schaffen.

Dabei stellen sich die Vorgaben 
der EU immer stärker als Hin-
dernisse für notwendige Investi-
tionsprogramme zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen heraus. Der 

Ochsenschwanzragout
Coda alla vaccinara (Latium)
Zutaten für 6 Personen:
1,5 kg Ochsenschlepp (mager)
100 g durchwachsener Speck
2 EL Schmalz
2 große Möhren
4 Stangen Staudensellerie
2 Bund Petersilie
1/4 l trockener Weißwein
3 EL Tomatenmark
1 große rote Zwiebel
etwas Paprikapulver
1 Prise Zimt
Salz, Pfeffer aus der Mühle
2 Knoblauchzehen
1. Ochsenschlepp vom Fleischer in ca. 
4 cm dicke Scheiben hacken lassen, 
unter fließendem Wasser abspülen,  
1½ l Salzwasser aufkochen, Ochsen-
schleppstücke hineingeben und 10 min. 
köcheln lassen. Abgießen und abtropfen 
lassen.
2. Speck in feine Streifen schneiden, ei-
nen Bund Petersilie und 2 Knoblauchze-
hen sehr fein hacken, 2 Möhren und die 
Zwiebel in winzige Würfel schneiden, 
mit Knoblauch und Petersilie in einer 
Schüssel mischen.
3. In einem Schmortopf das Schmalz 
erhitzen, Speckstreifen einrühren und 
langsam anbraten. Ochsenschleppstü-
cke portionsweise rundherum kräftig 
anbräunen.
4. Vorbereitete Gemüsemischung dazu-
geben und andünsten, 1/8 l Weißwein 
angießen, bei geöffnetem Topf zur Hälfte 
eindampfen lassen, nochmals 1/8 l Wein 
angießen, mit Salz und Pfeffer würzen.
5. Drei EL. Tomatenmark mit etwas 
Wasser glattrühren und über das Fleisch 
gießen, Topf schließen und ca. 3 Std. bei 
milder Hitze schmoren lassen.
6. Nach 2½ Std. Staudensellerie in feine 
Scheiben schneiden (Grün zur Seite 
legen) und zum Fleisch geben, nochmals 
30 Min. geschlossen mitgaren.
7. Selleriegrün und restliche Petersilie 
fein hacken.
Sobald das Fleisch gar ist, Sauce mit 
Salz, Pfeffer, Paprikapulver und etwas 
Zimt abschmecken, Selleriegrün und 
Petersilie aufstreuen, das Ragout in einer 
vorgewärmten Schüssel servieren!
8. Dazu schmeckt Weißbrot oder 
Cremepolenta hervorragend.

Guten Appetit !

Es muss nicht 
immer Pizza 

sein!

Rezept von  
Ulrike Pendl

Es ist wieder passiert. Alle paar 
Jahre reißt ein Kampfhund einen 

Haushund. Diesmal sind zwei Staf-
fordshire Terrier ihrem Gartenrevier 
durch ein Loch im Zaun entkommen 
und haben sich voll überschäumen-
der Lebensfreude auf den winzigen 
Nino (einen Schoßhund der Gattung 
Havaneser) und dessen Frauerl ge-
worfen. Die Hundehalterin wurde 
von den vorbildlich durchtrainierten 
Hundskolossen über die Straße 
geschleift, was von glücklicherweise 
anwesenden Passanten beifällig 
begafft wurde. Sie konnte die Sports-
kanonenhundeln, die ja nur spielen 
wollten, als notorische Spielverder-
berin mit der Hand – die seither 
schwarz ist – abwehren. Da ihr Nino 

auch nicht mitspielen wollte, wurde 
er von seinen enragierten Artgenos-
sen in berechtigter Empörung in 
mehrere Teile gerissen. 
Der Kampfhundebesitzer hat zu 
den geschilderten Vorgängen seine 
ureigene Meinung: „Der Hund der 
Halterin war nicht an der Leine ge-
führt und die Tiere haben sich eben 
nicht vertragen.“ Nicht die Täter, das 
Opfer (respektive das verantwor-
tungslose Frauerl) wären demnach 
zu belangen. Schade, dass Nino als 
Toter nicht seiner gerechten Strafe 
zugeführt werden kann (lebenslan-
ger Hundeschulbesuch wäre wohl 
angemessen.) Die Terrier waren zwar 
auch nicht angeleint, aber für diese 
Herrenrasse gelten andere Gesetze. 
Ihr Besitzer dementierte umgehend 
das böswillige Gerücht, seine Hunde 
stammten aus Rumänien. Das habe 
die Polizei fälschlicherweise den 
Medien mitgeteilt. Seine artgerecht 
gehaltenen Canidae seien auf den be-
sten Hundeakademien gewesen. Sie 

einzuschläfern, wäre ein Verbrechen. 
Ungerecht, wie es auf der Welt zu-
gehe, rechne er mit einer Geldstrafe. 
Natürlich ist der Kampfhund sei-
nem Urahndl, dem Wolf, näher als 
ein Chihuahua. Der Schoßhund ist 
eher dem Menschen verwandt. Es 
sei denn, solchen Menschen, die 
nicht unbewaffnet aus dem Haus 
gehen und im Krieg den Vater aller 
Dinge sehen. Vor gut zwanzig Jahren 
hat Elizabeth T. Spira ein solches 
Prachtexemplar in einer ihrer „All-
tagsgeschichten“ porträtiert. Man 
sah den Herrn seinen besten Freund 
abrichten. „Fass den Jugo, fass!“ Sein 
Hund möge wie er keine Slawen. 
Daran sieht man wohl, von wem in 
Wahrheit die Gefahr ausgeht. Es wäre 
höchste Zeit, solche Zeitgenossen an 
die Leine zu nehmen. Bevor es Tote 
gibt. Nicht nur unter den Schoß-
hunden…

HERZIGE KAMPFHUNDE

Günter Eichberger lebt als freier 
Schriftsteller in Graz. 

Satire von Günter Eichberger

öffentlichen Hand wird es praktisch 
verboten, mehr für die Menschen 
zu tun, die von Arbeitslosigkeit 
bedroht sind. 

Die KPÖ verlangt hingegen ei-
ne deutliche Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohn- und Personalaus-
gleich sowie ein Investitionspaket 
für Infrastruktur, Wohnen, Bildung 
und Pflege.

Stadt der Arbeitslosen?

Höchste Arbeitslosigkeit seit den 1950er Jahren.

Bild: Pia Schmickl

AMSEL-Arbeitslosen-TREFF 

0681/102 703 42
AMSEL-Hotline für Arbeitslose

Pizzeria Contra Punto 
Kosakengasse 9, 8020 Graz. 
InfoTel: 0699 81 537 867.
NÄCHSTEN TREFFtermin:
jeden 2. Donnerstag (werktags) im  
Monat von 17:00 Uhr bis 19:00 Uhr.   

www.amsel-org.info
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Es ist lange her, seit  
Humanic den Ton ange-
geben hat: Mit originel-
ler Werbung, die bewusst 
auf die Mitarbeit von 
Avantgardekünstlern setz-
te. Man war das größte 
Schuhhandelshaus in  
Österreich und stand im 
Familienbesitz.

Im Familienbesitz ist Humanic  
immer noch. Sonst hat sich 

aber viel geändert. Am 26. Februar 
meldeten die Zeitungen, dass Leder 
& Schuh (die Dachgesellschaft von 
Humanic) bis zu 130 Mitarbeiter 
im Rahmen des AMS-Frühwarn-
systems zur Kündigung angemeldet 
hatte. Betroffen sind 65 Beschäftig-
te in der Unternehmenszentrale in 
Graz und 65 Angestellte in den Fi-
lialen. Bereits vor einem Jahr hatte 
der Konzern 65 Mitarbeiter aus der 
Unternehmenszentrale gekündigt. 

Missglückte Übernahme

Eigentümer der Leder & Schuh 
AG ist die weit verzweigte Grazer 
Industriellenfamilie Mayer-Rieckh. 
Die Aktionäre des als nicht bör-
sennotierte Aktiengesellschaft 
geführten Unternehmens sind 
Nachfahren des Lederfabrikanten 
Carl Rieckh, der 1872 gemeinsam 
mit seinem Schwiegersohn Felix 

MEINUNG

Verteilungs
gerechtigkeit
Momentan liegt die Arbeitslo-
senzahl in Österreich deutlich 
über 400.000 – zuzüglich 70.000 
Personen in Schulungsmaß-
nahmen. 
In den Betrieben müssen immer 
weniger Beschäftigte immer 
mehr leisten. Ausgeklügelte 
Flexibilisierungsmodelle, wie 
z. B. All-In-Verträge, wo immer 
mehr Arbeit unbezahlt verrich-
tet wird, erhöhen den Druck auf 
die Beschäftigten.
Hinzu kommen billige Teilzeit-
beschäftigungen, die dem Staat 
kaum Einnahmen bringen. Die 
Schulden von Bund, Ländern 
und Gemeinden steigen.
Vor dem Hintergrund stei-
gender Arbeitslosigkeit und sin-
kender Steuereinnahmen fallen 
den Politikern nur Lösungen wie 
Sozialabbau, Pensionsreformen 
und Kürzungen bei der Mindest-
sicherung ein.
Während die Lohnquote, also 
der Anteil der Löhne am Volk-
seinkommen, sinkt (von 74 % im 
Jahr 1995 auf unter 70 % 2014), 
steigen Unternehmens- und 
Vermögenserträge und damit 
Anzahl und Vermögen der Mil-
lionäre. Die gestiegene Arbeits-
produktivität wird nicht an die 
Beschäftigten weitergeben.
Vermögenszuwächse aber wer-
den kaum besteuert. Allein mit 
dem Vermögen eines Dietrich 
Mateschitz von 12,16 Mrd. Euro 
könnte man mehr als 1,2 Milli-
onen (1.200.000) Österreiche-
rinnen und Österreichern ein 
Jahr lang die Mindestsicherung 
bezahlen. 
Das ist die kapitalistische Ant-
wort auf die Frage der Vertei-
lungsgerechtigkeit.

Ihre Hilde Tragler

Von Hilde 
Tragler,  
Arbeiterkam-
merrätin des 
GLB

Humanic: Kündigungen

Alexander Mayer den Grundstein 
für die Firma legte. 

Streitigkeiten in der Familie 
und die missglückte Übernahme 
des Grazer Konkurrenten Stiefel-
könig führten zu schweren Prob-
lemen der Firma.

Jetzt soll ein Schrumpfungs-
kurs die Rettung bringen. Ausba-
den müssen das die Beschäftigten, 

die ihre Arbeitsplätze verlieren. 
„In Wirklichkeit ist die Wirklichkeit 
nicht wirklich wirklich.“ – So ging 
einer der Werbesprüche der Firma 
aus besseren Zeiten. 

Die Arbeitslosigkeit ist aber für 
viele Humanic-Beschäftigte und 
darüber hinaus für etwa 20.000 
Menschen in Graz eine bittere 
Wirklichkeit.

Eine alteingesessene Grazer Firma steckt in der Krise, ausbaden 
müssem das die Beschäftigten

cc By-SA 30 wikimedia commons • Gryffindor • Humanic_Mariahilfer_Strasse_001

ZVP Zentralverband der Pensionisten

SPRECHSTUNDEN
Mo. bis Do. von 10 bis 12 Uhr

Lagergasse 98a, 8020 Graz.  E-Mail: zentralverband@kpoe-steiermark.at

& 0316/ 71 24 80 – Voranmeldung erbeten.

Rat und Hilfe 
für ältere Menschen bei Anträgen um Pflegegeld, Pension. 

– Ausfüllen von Formularen. 
– Erklärung zur Arbeitnehmerveranlagung (=Jahresausgleich). 

– Geselligkeit.  Ausflüge, Reisen, Turnen.

Jeden Donnerstag  gemütlicher Nachmittag  im  VOLKSHAUS Graz

Baška, Insel Krk  
Sa. 11. bis 18. Juni 2016

7-Tages-Fahrt nach Kroatien 
Info und Anmeldung:

0316 / 71 24 80

REISE:
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Kinderland Steiermark Mitteilungen 112
P.b.b. Verlagspostamt 8010 Graz

Ferienland  

2016

Infos unter:
www.kinderland-steiermark.at

Feriendorf Turnersee 
vom 10. Juli 
bis 13. August

für Kinder im Alter
von 6 bis 15 Jahren

1-2 3
Wochen möglich!

oder1-21-2 33
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Am 1. Juli 2016 hebt der Verkehrsverbund 
die Tarife für den Öff entlichen Verkehr 

in der Steiermark um 1,6 Prozent an. Ange-
sichts der stark gesunkenen Treibstoff - und 
Energiepreise müssten die Tarife sinken, sag-
te KPÖ-LAbg. Claudia Klimt-Weithaler. „Das 
Land müsste seinen Einfl uss geltend machen 
und die Preiserhöhung zu Fall bringen, statt 
die Teuerung durchzuwinken.“

Die KPÖ verlangt seit Jahren eine Ände-
rung des Vertrags zwischen Verkehrsverbund 

und Land. Die jährlichen Preisanhebungen 
sollen nicht mehr automatisch erfolgen. Die 
Initiativen der KPÖ wurden in Graz und im 
Landtag bisher abgelehnt.  

In Graz hat die KPÖ die verbilligte Jah-
reskarte um 228 Euro durchgesetzt. Jetzt 
verteuern SPÖ, ÖVP und Grüne die gut 
eingeführte Jahreskarte wieder auf 241 Euro. 
Stadträtin Elke Kahr stellt sich klar gegen  
die Verteuerung: „Die Stadt darf die falsche 
Tarifpolitik im Land nicht nachvollziehen.“

Teure Öffi  -Preise bringen Verkehrsstaus und mehr 
Feinstaub in der Stadt.
Günstige Öffi  -Tarife bringen bessere Mobilität und 
weniger Stress für alle, sie sorgen für mehr Lebens-
qualität und saubere Luft.

Verkehrsverbund erhöht Preise

Tel. 0316 / 82 90 70

Beratung im Kinderland-Ferienbüro am 
Grazer Mehlplatz 2/2. Stock, 0316/82 90 70. 
Mo – Fr von 9 – 14 Uhr, 
E-Mail: offi  ce@kinderland-steiermark.at.

Kinderland Ferienaktion 2016

Sommer-Ferien-Hits für Ihre Kinder!
Die Kinderland-Ferien Angebote

Dank des vielseitigen Angebots der Kinderland-Fe-
rienaktion gibt es vielseitige und vor allem kos-

tengünstige Erholungsaufenthalte für Ihre Kinder. Wer 
Abenteuer und Abwechslung sucht und zwischen 6 und 
15 Jahre ist, fühlt sich in unserem Feriendorf am Turn-
ersee (Kärnten/nahe dem Klopeinersee) wie zuhause. Es 
stehen 1-, 2- und 3-wöchige Aufenthalte zur Auswahl. 

W e r 
sich noch 
nicht so 
recht al-
leine 14 
Tage in 
die Feri-
en fahren 
t r a u t , 
aber dennoch mit Freunden „abhängen will”, ist in den 
einwöchigen Actionwochen gut aufgehoben, denn bei 
täglichen Angeboten wie Sommerrodeln, Jungleswing 
oder Schlauchraften vergeht die Zeit im Nu. Besonde-
rer Beliebtheit erfreuen sich die Reitwochen, auch bei 
Buben. Durch den Umgang mit den Islandponys lernen 
die Kinder nicht nur Reiten, sondern auch, Verantwor-
tung für ein Tier zu übernehmen. 

Zuschussmöglichkeiten von Land, Stadt, Betriebs-
räten und Sozialhilfeverbänden verringern die Turnu-
skosten in den meisten Fällen erheblich. 
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Die EU-Kommission prüft ei-
ne EU-weite Obergrenze für 

Barzahlungen. In vielen EU-Län-
dern gibt es diese Obergrenzen 
schon, auch Bankomatgebüh-
ren sind in vielen Ländern üblich 
und werden auch in Österreich 
diskutiert. Die Bezahlung mit 
Bargeld wird Schritt für Schritt 
zurückgedrängt.
In Österreich wird der über-
wiegende Teil des Zahlungs-
verkehrs noch mit Bargeld ab-
gewickelt. Das ist gut so, denn 
die Bestrebungen, das Bargeld 
zurückzudrängen, haben nichts 
mit „Maßnahmen gegen Geld-
wäsche“ zu tun, wie manchmal 
behauptet wird. Die EU hofft, 
dass die Menschen durch die 
Zurückdrängung des Bargeldes 
und die Einführung von Straf-
gebühren (Negativzinsen) auf 
Spareinlagen gezwungen sind, 
ihr Geld möglichst schnell aus-
zugeben. So soll die Wirtschaft 
wieder in Schwung kommen.

Die EU liegt aber daneben. Die 
Leute geben nicht deshalb we-
nig Geld aus, weil die Banken 

so attraktive Zinsen bieten. Sie 
geben so wenig aus, weil Löhne 
und Gehälter seit Jahren nicht 
spürbar steigen und weil immer 
weniger Menschen Arbeit ha-
ben, von der sie leben können.

Bei einer Abschaff ung des Bar-
geldes wird jeder wirtschaftliche 
Austausch, der nicht direkt Ware 
gegen Ware erfolgt, elektronisch 
erfasst. Der gläserne Mensch ist 
dann endgültig Realität. Bargeld 
bedeutet auch Freiheit und 
Privatsphäre. Je mehr elektro-
nische Zahlungen, desto mehr 
Information und Kontrolle über 
Konsumverhalten und Lebens-
stil. Die Folgen der Abschaff ung 
von Bargeld kann man sich gar 
nicht schlimm genug ausmalen. 
So können z.B. politisch miss-
liebige Personen einfach per 
Mausklick von ihren Konten, 
und damit von der Möglichkeit, 
ein normales Leben zu führen, 
getrennt werden.

LAbg. Claudia Klimt-Weithaler 
Tel. 0316 / 877 5104

ltk-kpoe@stmk.gv.at

EU gegen Bargeld

Kommentar LAbg. Claudia Klimt-Weithaler

im Landtag

Kommentar LAbg. Claudia Klimt-Weithaler

Kicken gegen Rechts
am 5. Mai 2016
Zum achten Mal findet heuer das Fußballturnier „Kicken gegen 

Rechts“ der KJÖ Graz im Augarten statt. Was klein begonnen hat, ist 
mittlerweile zum jährlichen Fixpunkt für dutzende Teams und hunderte 
Fußballbegeisterte geworden. Gespielt wird dabei in Teams mit jeweils 
fünf Spielerinnen und Spielern. Zu gewinnen gibt es eine Kiste Bier, 
Pokale und weitere Preise. 

Anmeldungen bis 2. Mai unter graz@kjoe.at, Bitte Teamname, Kon-
taktdaten, Ansprechperson angeben.  Weitere Info: www.kjoe.at

Runter mit dem Gaspreis!

Foto: Manuel Wächter fotolia.at

Der Erdölpreis ist seit einem 
Jahr im freien Fall. Diesel und 

Benzin sind an den Tankstellen 
deutlich billiger geworden. Ähnlich 
die Entwicklung beim Gaspreis: 
Der Gaspreisindex der Austrian 
Energy Agency zeigt, dass die 
Großhandelspreise geradezu verfal-
len sind. Die steirischen Haushalte 
merken davon aber nicht viel.

KPÖ-LAbg. Werner Murgg: 
„Angesichts der Einkaufspreise ist 
die Forderung an die Energie Stei-
ermark nach einer Gaspreissenkung 
für Haushalte um rund 20 % mehr 
als gerechtfertigt. Die günstigen 
Preise müssen an die Haushalte wei-
tergegeben werden.“ Die KPÖ wird 
Druck auf die EStAG ausüben, die 
Preise nach unten zu korrigieren.

EStAG-Tarife 20 % zu hoch!



Stadtblatt
GRAZER

18www.kpoe-graz.at

Zeitreise in die 1930er
Krisenrezepte wie damals – wiederholt sich die Geschichte?
In der Krise kürzt die 
Regierung  bei den So-
zialleistungen. Banken 
und Profi te werden ge-
schont. Und für den 
Zorn der Menschen gibt 
es Blitzableiter: Men-
schen, die anders sind. 
Das alles ist nicht neu. 
Vor mehr als 80 Jah-
ren ist es in Österreich 
schon ganz ähnlich ab-
gelaufen. 

Arbeitslose, Pensionisten, Mi-
granten, Mindestsicherungs-

empfänger, sie alle kommen „uns“ 
zu teuer. Das sagen Parteien wie FP 
und ÖVP, aber immer öfter auch 
Politiker der SPÖ, das trommeln 
die Medien fast jeden Tag.

Ein Kürzungsvorschlag nach 
dem anderen kommt auf den Tisch. 
Gleichzeitig schont man die Groß-
unternehmer und stützt Banken 
mit Milliardensummen.

Mir kommt das bekannt vor: In 
der großen Krise der Dreißigerjah-
re des 20. Jahrhunderts hat der Weg 
in den Untergang in Österreich 
ebenfalls damit begonnen.

Nach dem Zusammenbruch 
des Creditanstalt-Bankvereins, die 
damals eine ähnlich „systemrele-
vante Bank“ war wie 2008 die Hypo 
Alpe Adria, kannte der Sozialabbau 
keine Grenzen. Der österreichische 
Staat und die Nationalbank über-
nahmen 70% der Verluste. Der 
größte Teil der Verluste waren 
faule Kredite, also Kredite, die 
der Bank mit dem einbrechenden 
Wirtschaftsabschwung nicht mehr 
zurückbezahlt werden konnten. 

Senkung der Löhne

Es ging den Unternehmern  
darum, im Schatten der Krise den 
„revolutionären Schutt“ – das da-
malige Sozialsystem – wegzuräu-

men. Der marxistische Wis-
senschaftler Eduard März 
spricht im Aufsatz „Die 
große Depression in Öster-
reich 1930 - 1933“ davon, 
dass sich die Herrschenden 
einen Ausweg aus der Krise 
„hauptsächlich von einer 
Senkung des Lohn niveaus 
und einer Schmälerung der 
sozialen Leistungen erhoff -
ten.“ Der Reichsverband 
der deutschen Industrie 
(RDI) war schon 1929 sehr 
deutlich geworden: Er for-
derte  einen rigiden Sozi-
alabbau bei gleichzeitiger 
drastischer Senkung der 
Steuern und Abgaben für 
die Unternehmen sowie  mit 
dem Begriff  einer „Verwal-
tungsvereinfachung“ propagierte 
Maßnahmen eines nachhaltigen 
Demokratieabbaus. 

Kommt einem das nicht be-
kannt vor?

Das Budget-Sanierungsge-
setz, das wegen der Bankenkrise 
1931 (auch mit Zustimmung der 
SPÖ) beschlossen wurde, sah u.a. 
vor: Die Kürzung der Beamten-
gehälter und der Einkommen der 
Eisenbahnbediensteten, die An-
hebung des Pensionsbeitrages der 
Beamten, die Erhöhung der Steu-
ersätze der Bier- und Zuckersteuer, 
die Einführung einer Krisen-, 
Benzin- und Zuckersteuer und die 
Senkung der Sachausgaben.

Ausgesteuert

Dazu kam noch die Kürzung 
des Bundeszuschusses zur Ar-
beitslosenversicherung und die 
Aussteuerung von Langzeitar-
beitslosen. Auf dem Höhepunkt 
der damaligen Wirtschaftskrise 
waren in Österreich 557.000 Ar-
beitslose registriert. Nur 328.844 
von ihnen erhielten noch eine Un-
terstützung. Mehrere Novellen des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 
brachten schrittweise weitere 

Leistungskürzungen. Wer noch ei-
ne Arbeit hatte, musste drastische 
Einbußen – bis zu 60 Prozent – in 
Kauf nehmen.

Für Langzeitarbeitslose gab es 
eine Art von Arbeitsdienst. Die 
Höhenstraße auf den Kahlenberg 
in Wien wurde auf diese Art und 
Weise gebaut.

Als „Störfaktoren“ sah der 
Ideologe dieser Politik, Ludwig 
von Mises, Gewerkschaften und 
Staatseingriff e. Sie wären die wah-
ren Verursacher der Wirtschafts-
krise.

Und rechtsradikale politische 
Kräfte fanden bald ein Feindbild: 
Die Fremden, die den Einhei-
mischen die Arbeit wegnehmen 
würden. Damals waren das vor 
allem die Juden.

Wortwörtlich

Die Folgen: Ausschaltung des 
Parlaments, Bürgerkrieg, Diktatur, 
Nazis, Untergang Österreichs.

Ein Aufpasser des Völker-
bundes, Rost van Tonningen, 
notierte in sein Tagebuch: „Zu-
sammen mit dem Kanzler und dem 
Nationalbankpräsidenten Kien-
böck haben wir die Ausschaltung 

des österreichischen Parlaments 
für notwendig gehalten, da dieses 
Parlament die Rekonstruktionsar-
beit sabotierte.“ 

Wenn Politiker oder Medi-
en heutzutage davon sprechen, 
dass die Mindestsicherung zu 
hoch wäre, wenn Think-Tanks 
die „Überregulierung“ oder die 
Kosten für das Pensionssystem 
und die Sozialleistungen für die 
Krise verantwortlich machen, 
wissen sie meist nicht, dass sie fast 
wortwörtlich die Argumente ihrer 
Vorgänger aus den Dreißigerjahren 
des 20. Jahrhunderts wiederholen.

Die Geschichte darf sich aber 
nicht wiederholen. 

 Franz Stephan Parteder

Foto: Unbekannt, commons.wikimedia.org/w/index.php curid_616762 Vienna1938

Die Krisenpolitik der 1930er Jahre endete mit der grausamen Unterdrückung 
von österreichischen Juden und Antifaschisten.

Impressum: Medieninhaber, Herausgeber, Ver-
leger: KPÖ-Graz Elke Kahr, Lagergasse 98a, 8020 
Graz. KPÖ Gemeinderatsklub Graz, Rathaus. 
Verlags- und Herstellungsort: Graz. Tel. 0316/71 
24 79; Fax 0316/71 35 61 E-Mail: stadtblatt@
kpoe-graz.at // DVR: 0600008
Off enlegung: Das Grazer Stadtblatt – Informati-
onsblatt der KPÖ Steiermark ist ein Regionalme-
dium und dient der In-
formation der steirischen 
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Arbeit der KPÖ Steier-
mark. 
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Wochenlang sahen wir jeden 
Tag lange Schlangen von 

Menschen auf der Flucht vor dem 
Krieg  an den verschiedenen Gren-
zen. Diese Flüchtlinge kann jeder 
sehen. Viele von uns haben Angst 
vor den Folgen dieser massenhaften 
Wanderung. Manche Parteien 
verstärken diese Angst noch, weil 
sie damit Wahlen gewinnen wollen.

Was wäre aber, wenn alle Leute 
sehen könnten, wie das Geld aus 
ihren Taschen gezogen wird und 
stündlich Massen von Geldschei-
nen über die Grenzen wandern: In 
die Steueroasen. Diese Flucht geht 
ganz diskret vor sich. Es ist die Steu-
erflucht. Sie wird von den Reichen 
und Mächtigen betrieben. Deshalb 
soll die Mehrheit der Bevölkerung 
nichts davon erfahren. Auch die 
FPÖ ist ganz still, wenn es um diese 
Art der Flucht geht.

6,1 Billionen Euro 

Die Fakten: 6,1 Billionen  
Euro liegen in Steueroasen. Rund 
ein Drittel dieses Geldes stammt 

aus Europa: 2,03 Billionen Euro! 
Das ist eine dreizehnstellige Zahl – 
über 2.000 Milliarden Euro!

Für die betroffenen Staaten 
bedeutet dies einen jährlichen Steu-
erausfall in der Höhe von 150 Mrd. 
Euro. Im Unternehmensbereich 
erleichtert die Internationalisierung 
globalen Konzernen, ihre Gewinne 
in Niedrigsteuerländer zu verschie-
ben und so ihre Steuerleistung 
zu minimieren.  Berichte über in 
Luxemburg operierende Firmen 
machten deutlich, dass viele Kon-
zerne Gewinne innerhalb des ei-
genen Unternehmens verschieben, 
um sie künstlich kleinzurechnen 
und den Rest am Standort mit dem 
niedrigsten Steuersatz zu versteu-
ern. Sie tragen glanzvolle Namen: 
Google, Apple, Starbucks, Amazon, 
Ikea etc. Bereits zwei Drittel des 
grenzüberschreitenden Handels 
erfolgt innerhalb von Konzernen 
und mehr als die Hälfte des Welt-
handels fließt über Steueroasen. 
Allein IKEA erspart sich dabei eine 
Milliarde Euro.

Die Kapitalflucht wäre ohne 

Hilfe von Privatbanken und Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften 
nicht möglich. „The Big Four“ der 
Wirtschaftsprüfungsunternehmen 
Deloitte, Pricewaterhouse Coopers, 
Ernst&Young und KPMG sind die 
bedeutendsten Akteure im System 
der Steuervermeidung. Und sie 
kassieren für ihre Dienste riesige 
Summen.

„Wär ich nicht arm, wärst 
Du nicht reich“

Mit diesem Geld könnte man 
viele Probleme bei uns und in den 
Ländern des Südens lösen. Das 
passiert aber nicht. Warum? Der 
Reichtum der Wenigen ist die Folge 
der Armut von vielen. Ein Prozent 
ist superreich, während 99 Prozent 
dafür existieren und arbeiten, dass 
die Reichen immer reicher werden.

Und wer sollte etwas dagegen 
unternehmen? Die EU? Kom-
missionspräsident Juncker hat als 
Ministerpräsident von Luxemburg 
alles getan, damit die Konzerne 
ein Steuerschlupfloch nach dem 
anderen gefunden haben. 

Und Österreich?
Unsere Regierung? Finanzmini-

ster Schelling kennt alle Tricks. Er 
hat als Chef von XXXLutz davon 
profitiert. Und er wird am Grund-
übel nichts ändern.

Oskar Lafontaine sagt: „Der 
Tisch für die Flüchtlinge muss 
von den Reichen gedeckt werden.“  
Hartnäckige Integrationsver-
weigerer sitzen nicht nur in den  
Armenvierteln, sondern auch in 
den Villenvororten: Es sind die 
Reichen, die sich durch den Weg-
fall von Vermögenssteuer und 
Erbschaftssteuer der Finanzierung 
von Gemeinschaftsaufgaben  ver-
weigern. Wer Steuerflüchtlinge 
verschont und gleichzeitig von der 
Mehrheit der Bevölkerung  immer 
neue Opfer verlangt, der will die 
Probleme nicht lösen.  

In den Steueroasen von den 
Kanalinseln bis Monte Carlo lässt 
sich noch gut leben. Die armen 
Flüchtlinge und Einwanderer wer-
den dort nicht eingelassen: Nur die 
Reichen und ihr Vermögen. Und 
das bleibt unsichtbar.

Diese Flüchtlinge kommen uns sehr teuer...
… sie bleiben aber unsichtbar – Steuerflucht kostet jährlich 150 Mrd. Euro

In der Avenida Balboa 
befindet sich das Finanz-
zentrum Panamas – und 

viele der Briefkastenfirmen, 
in denen die Superreichen 

steuerschonend ihre Ver-
mögen parken. In der EU 

werden 2 Billionen Euro 
(2.000.000.000.000) in 

Steueroasen wie diesen 
geparkt. Das Geld der 

Steuerflüchtlinge fehlt. 
Bei den Pensionen, in den 

Krankenhäusern, bei der 
Bildung, bei der Bekämp-
fung von Armut. Ein funk-

tionierender Sozialstaat 
würde dem Kapitalabfluss 
einen Riegel vorschieben. 

Die EU gibt sich aber damit 
zufrieden, Sündenböcke 

für die Krise verantwortlich 
zu machen.

Foto: Mariordo (Mario Roberto Durán Ortiz) - Own work, CC BY-SA 3.0
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Wie international üblich 
wurde seit Sommer 1926 
auch in Österreich nach po-
litischen Lagern getrennt 
gekickt. Österreichs Arbei-
terfußballer waren dabei im 
europäischen Spitzenfeld. 
  Von Michael Rath 

Im Sommer 1926 vollzog auch 
der steirische Fußball jene Tren-

nung von Arbeiterfußball und 
„anders politischem“ Sport, die im 
Großteil Europas bereits seit 1919 
Realität war. Die Arbeitervereine 
(Arbeiter Athletiksport Club, Süd-
bahn und Admira) traten aus der 
laufenden Meisterschaft aus und 
der Freien Vereinigung der Ama-
teur-Fußballvereine Österreichs 

Arbeiterfußball in Graz

(VAFÖ) bei. Ein zähes Ringen der 
politischen Lager um die Fußball-
vereine fand seinen vorläufigen 
Abschluss. „Wir wollen auf dem 
Wege über den Arbeitersport aus 
der proletarischen Jugend Sozia-
listen machen“, war der Anspruch.

Lagerdenken im Sport
Besonders bei Sturm Graz und 

dem Verein der Straßenbahnerge-
werkschaft, dem Grazer Sportklub, 
wurde heftig debattiert, welchem 
Lager man sich anschließen solle. 
Als Sturm sich einstimmig für 
einen Beitritt zum bürgerlichen 
Verband (GAK, Hakoah, Akademi-
scher Sportverein u.a.) aussprach, 
traten die Spieler Skasa, Wald-
hauser, Gürtl und Greiner mög-
licherweise auch aufgrund ihrer 

B eschäf t i -
gung bei Ar-
beitsamt und 
A r b e i t e r -
kammer aus 
dem Verein 
aus und dem 
A A C  b e i . 
Auch Spieler 
anderer Ver-
eine,  etwa 
GAK-Spie-
ler Richard 
Matejka, der 
zur Admira 

wechselte, traten zu einem Ar-
beiterklub über. Ein eindeutiges 
politisches State ment wurde vom 
Grazer Sportklub erwartet. Ent-
gegen der Gesinnung votierte die 
Vereinsführung jedoch für einen 
Beitritt zu den „Bürgerlichen“. Ent-
setzte Spieler und Gewerkschafter 
riefen daraufhin den Freien Sport-
klub Straßenbahn ins Leben, der 
dem VAFÖ beitrat und diesem, wie 
der AAC und der ASV Gösting, bis 
zur Aufl ösung angehörte.

Fünf Meister
Während im bürgerlichen 

Sport von 1926 bis 1933 stets der 
GAK steirischer Meister wurde, 
siegten im Arbeiterfußball in die-
ser kurzen Zeit seines Bestehens 
fünf verschiedene Klubs. Aus Graz 
waren dies der Freie Sportklub 
Straßenbahn (1926), Industrie 
(1928 und 1929) und der Eisen-
bahnerklub Südbahn (1930). 1927 
und 1933 wurde kein steirischer 
Meister ermittelt. 

Zunächst standen für die Be-
werbe in Graz nur der Göstinger 
Sportplatz und der Eggenberger 
VAS-Platz zur Verfügung. Schließ-
lich wurde am 31. Juli 1927 das 
Eggenberger Kammerstadion fei-
erlich im Rahmen der steirischen 
ASKÖ-Woche eröff net, wodurch 
auch für internationale Spiele eine 

geeignete Anlage zur Verfügung 
stand. Bereits am 6. Juli 1927 traf 
eine Steirische Arbeiterauswahl 
auf jene von England: Nach einem 
Empfang vor 10.000 Zuschauern 
wurden die Engländer in einem 
Festzug zum Göstinger Sportplatz 
gebracht, wo 3.000 Zuschauer be-
geisterte Zeugen eines 2:1-Sieges 
der englischen Genossen wurden. 
Im Sommer folgte eine „Rund-
spielreise“ durch Sachsen und 
im Herbst ein Städtespiel gegen 
Dresden in Graz. Den Höhepunkt 
bildete am 30. September 1928 ein 
Spiel gegen eine Arbeiterauswahl 
der Sowjetunion (2:2) vor 2.000 
Zuschauern im Kammerstadion. 

Niedergang und Verbot
Chaos in der Organisation, 

chronischer Geldmangel und 
fehlender Zuschauerzuspruch 
hemmten jedoch die Entwicklung 
des Arbeiterfußballs. Als der regie-
rende Meister Südbahn Graz wie 
auch der ESK die Seiten wechsel-
ten, verlagerte sich der sportliche 
Schwerpunkt sukzessive weg von 
Graz in die Obersteirischen In-
dustrieregionen, die ab den 30er 
Jahren den Meister stellten und 
auch oftmals das Bundesland re-
präsentierten.

Die Finalspiele 1933 zwischen 
dem ASK Voitsberg und den Ama-
teuren Kapfenberg konnten im 
Dezember nicht durchgeführt 
– und aufgrund des Bürgerkriegs 
im Februar 1934 nicht mehr nach-
geholt werden. Der VAFÖ wurde 
ebenso verboten wie jene Vereine, 
die einen Lagerwechsel ablehnten. 
So heißt es über das Flaggschiff  der 
steirischen Arbeitersportbewe-
gung, den AAC in lapidarem Amts-
deutsch „Der Verein Arb. Athletik 
Sportklub mit dem Sitze in Graz, 
welcher seinen Rechtsbestand auf 
den Bescheid […] vom 30.10.1919 
gründet wird hiermit gemäß § 24 
des bezogenen Gesetzes aufgelöst.“ 

Angesichts von FIFA-Korrupti-
on, Doping und Kommerz ist es 
mehr als bedauerlich, dass mit dem 
eigenständigen Arbeiterfußball 
auch das Ideal eines neuen, bes-
seren Sportlers zu Grabe getragen 
wurde und als Ausdruck dessen 
selbst der ASKÖ die „Arbeiter“ 
quasi aus seinem Namen gestri-
chen hat.

Seit dem 22. Januar harrt eine 

Gruppe von zwei Dutzend Men-

schen im mehrheitlich von Kur-

den bewohnten Cizre im Südosten der 

Türkei in einem Keller aus. Die Gruppe 

war dorthin geflüchtet, als sie von türki-

schen Soldaten beschossen wurde (jW 

berichtete). Mittlerweile sind minde-

stens sieben Menschen ihren Verletzun-

gen erlegen, die sie bei den Angriffen 

von Polizei und Militär erlitten hatten. 

Zuletzt starb am Samstag die 16jährige 

Sultan Irmak, nachdem es erneut zu 

einem Beschuss des Hauses durch Pan-

zer und Artillerie der türkischen Armee 

gekommen war. Dabei wurde zudem 

der einzige Zugang zu dem Keller ver-

schüttet, wie die kurdische Nachrich-

tenagentur ANF berichtete.

Das letzte Lebenszeichen der Ein-

geschlossenen und Verletzten gab es 

am Samstag. »Wir werden beschossen, 

Bomben wurden hier rein geworfen. Sie 

werden uns töten. Helft uns«, waren 

die letzten Worte, die man einer Pres-

seerklärung der Demokratischen Par-

tei der Völker (HDP) zufolge von den 

Verletzten vernommen habe. Seitdem 

sei die Verbindung abgerissen und es 

gebe keinen Kontakt mehr zu den Ein-

geschlossenen. Bereits am Freitag hatte 

der HDP-Abgeordnete Faysal Sariyildiz 

eine SMS-Nachricht des sich im Keller 

befindenden Mehmet Yavuzer von der 

kurdischen Demokratischen Partei der 

Regionen (DBP) veröffentlicht, in der 

es heißt: »Ich werde mich selber töten. 

Ich möchte die Schreie nach Wasser 

nicht mehr hören. Niemand guckt zu 

mir, ich werde mich selber töten. Was-

ser, ich sage dir, Genosse – Wasser, 

Wasser …« Seit nunmehr sechs Tagen 

gebe es in dem Keller nichts mehr zu 

trinken, berichtete die ANF. Die Einge-

schlossenen hätten lediglich einen alten 

Wassertank mit einem Liter dreckigen 

Wassers gefunden, um ihre Lippen be-

feuchten zu können.

In einer Erklärung der HDP-Abge-

ordneten Iris Baluken, Meral Danis 

Bestas und Osman Baydemir vom 

Samstag heißt es, dass wiederholt 

Krankenwagen daran gehindert worden 

seien, zu den Verletzten zu gelangen. 

Die zuständigen Behörden hätten ar-

gumentiert, dass der einzige Weg zu 

dem Haus durch die »Kampflinie« füh-

re und man deshalb die Sicherheit der 

Rettungskräfte nicht garantieren könne, 

da während der laufenden Operation 

ein Waffenstillstand nicht möglich sei. 

Schließlich wurden die Krankenwagen 

bis auf rund 200 Meter an das Haus 

herangelassen, jedoch mit der Auflage, 

dass die Verwundeten und Eingeschlos-

senen selbständig aus dem verschüt-

teten Keller kommen und bis zu den 

Krankenwagen laufen müssten, so die 

Abgeordneten. Die drei Parlamentarier 

sind am vergangenen Mittwoch in einen 

Hungerstreik getreten, um Druck auf 

die türkischen Behörden auszuüben, 

damit diese Hilfe zu den Verletzten 

durchlassen.
Am Wochenende versuchte in Ciz-

re eine Gruppe Freiwilliger aus den 

im Gesundheitswesen tätigen Gewerk-

schaften TTB und SES, mit Kranken-

wagen zu den Verwundeten vorzusto-

ßen. Die Mediziner wurden jedoch von 

den Sicherheitskräften daran gehindert, 

den Opfern Hilfe zu leisten. Laut der 

Nachrichtenagentur ETHA versuch-

te am Sonntag auch eine Gruppe von 

Frauen, darunter Mütter der Einge-

schlossenen, mit weißen Fahnen zu 

dem Haus zu gelangen, woraufhin die 

gesamte Gruppe von Spezialeinheiten 

der Polizei festgenommen wurde.

In mehreren deutschen Städten gin-

gen am Samstag Tausende Menschen 

gegen das Vorgehen des türkischen Mi-

litärs in Kurdistan auf die Straße, un-

ter anderem in Berlin, Köln, Hamburg, 

Frankfurt am Main und Stuttgart.

Siehe Seite 2

Langsames Massaker

Schwieriger Auftakt
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Wieder starben in der 

Ägäis 37 Menschen

Ayvacik. In der Ägäis sind am 

Samstag erneut mindestens 

37 Menschen ums Leben ge-

kommen, die meisten von ihnen 

Frauen und Kinder. 75 Menschen 

konnten nach Angaben der tür-

kischen Küstenwache gerettet 

werden, nachdem ihr Boot beim 

Versuch der Überfahrt von der 

türkischen Provinz Canakkale zur 

griechischen Insel Lesbos kenter-

te. Die meisten der Flüchtlinge ka-

men aus Syrien und Afghanistan, 

einige aus Myanmar. Erst am Don-

nerstag waren 24 Flüchtlinge beim 

Untergang ihres Boots vor der 

griechischen Insel Samos umge-

kommen, am Mittwoch ertranken 

sieben Menschen.  (AFP/jW)

Kundgebungen nach 

Handgranaten-Wurf

Villingen-Schwenningen/Chemnitz. 

Nach dem Handgranaten-Wurf 

auf eine Flüchtlingsunterkunft in 

der Schwarzwaldstadt Villingen-

Schwenningen gab es mehrere 

Demonstrationen. Bei sponta-

nen Kundgebungen von einigen 

Rechten und insgesamt rund 300 

antifaschistischen Demonstranten 

kam es am Sonnabend zu Hand-

greiflichkeiten. Der Angriff in der 

Nacht auf Freitag mit einer nicht 

explodierten Handgranate sorgte 

bundesweit für Entsetzen. Unklar 

ist weiterhin, ob die Kriegswaffe 

mit einem Zünder ausgestattet war. 

Zu den Ergebnissen der Überprü-

fung durch das Landeskriminalamt 

machte die Polizei keine Angaben. 

Drei vermummte Männer haben 

unterdessen eine Asylbewerberun-

terkunft in Chemnitz mit Steinen 

beworfen. Mehrere Scheiben wur-

den dabei am Sonnabend beschä-

digt, wie die Polizei am Sonntag 

mitteilte. Verletzt wurde niemand. 

Die Täter flüchteten.  (dpa/jW)

Hunderte Menschen demonstrierten am Sonnabend in Berlin gegen den Krieg Ankaras gegen die Kurden
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Bierriese
Marktführer Anheuser-Busch schluckt 

größten Konkurrenten SAB Mil-

ler. Von Gerrit Hoekman

Vorteilsnahme
Interne Revisionen haben in 

 verschiedenen Bundesbehörden 

Unregelmäßigkeiten festgestellt

Staatsbesuch
Raúl Castro in Paris: Kubanischer 

Präsident zu offizieller Visite in 

Frankreich eingetroffen

Grenzverkehr
Deutsche Exportwirtschaft barmt: 

Kontrollen innerhalb der EU-Zone 

schaden dem Profit 3 4 7 9
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Türkei: Seit zehn Tagen warten Eingeschlossene in Cizre auf Hilfe. Militär verweigert 

Zugang. Mindestens sieben Tote. Von Kevin Hoffmann, Istanbul

In Genf haben die Syrien-Friedensverhandlungen begonnen

In Genf kommen die Gespräche um 

eine Beendigung des Krieges in 

Syrien langsam voran. Am Sonn-

tag trafen erstmals Vertreter des »Ho-

hen Verhandlungsrates« (HNC) der in 

Saudi-Arabiens Hauptstadt Riad ta-

genden Oppositionsgruppen mit dem 

UN-Sondervermittler für Syrien, Staf-

fan De Mistura, zusammen. Dieser 

hatte zuvor diplomatisch verklausu-

liert die Verzögerungstaktik des HNC 

kritisiert. Für Gespräche über einen 

Waffenstillstand sei es erforderlich, 

dass beide Seiten, »die aufeinander 

schießen«, anwesend seien.

Die 17 Repräsentanten des HNC 

waren erst am Samstag abend, einen 

Tag nach dem Beginn der Gespräche, 

in Genf eingetroffen. Als »Vorauskom-

mando« hatte die in Istanbul ansässige 

»Nationale Koalition« bereits zuvor 

sieben Delegierte nach Genf geschickt. 

Deren Mitglieder hatten die Anwesen-

heit internationaler Medien genutzt, 

um die Vorbedingungen ihrer Seite zu 

wiederholen: ein Waffenstillstand, die 

Beendigung von Belagerungen und 

die Freilassung von Gefangenen. Das 

aber soll entsprechend der UN-Sicher-

heitsratsresolution 2254 mit den Ge-

sprächen in Genf gerade erst erreicht 

werden. Vorbedingungen, wie sie vom 

HNC und seinen Unterstützern vorge-

tragen werden, sind nicht vorgesehen.

Das betonte auch der Verhand-

lungsleiter der syrischen Regierungs-

delegation, Baschar Al-Dschafari, am 

Sonntag im Gespräch mit Journali-

sten. Er verurteilte den schweren An-

schlag, der am Sonntag morgen in Sai-

da Zeynep südlich von Damaskus min-

destens 45 Menschen getötet hatte. 

Die Dschihadistenmiliz »Islamischer 

Staat« hat die Verantwortung für das 

Attentat übernommen, das unweit der 

Saida-Zeynep-Moschee verübt wurde, 

einem für schiitische Muslime wichti-

gen Heiligtum.
Dschafari sagte außerdem, Damas-

kus habe die UNO aufgefordert, für 

ein Ende der Sanktionen zu sorgen, 

die von den USA und der EU 2011 

gegen Syrien verhängt und seither 

mehrfach verschärft wurden. Die De-

legation der syrischen Regierung war 

pünktlich in der Schweiz angekom-

men und traf sich am Freitag mit De 

Mistura. Man habe über die Tages-

ordnung gesprochen, erklärte dieser 

anschließend. Karin Leukefeld, Genf

wird herausgegeben von  

1.802 Genossinnen und 

Genossen (Stand 12.1.2016)

n www.jungewelt.de/lpg
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Verwüstungen
Der Mensch hinterlässt auf der 

Erde unauslöschliche Spuren. 

 Leben wir noch im »Anthropozän« 

oder eher im »Kapitalozän«? Zum 

Streit um einen Namen für das 

Zeitalter eines kaputten Planeten.  

Von Elmar Altvater
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K
iew hat nicht vor, die in Minsk 

zugesagte Amnestie für Teil-

nehmer des Aufstandes im 

Donbass zu verabschieden. Dies geht 

aus Äußerungen verschiedener ukraini-

scher Politiker und Experten wenige Ta-

ge vor dem nächsten Treffen der Minsk-

Kontaktgruppe hervor. So erklärte der 

stellvertretende Chef der Kiewer Präsi-

dialverwaltung, Konstantin Jelissejew, 

ein eigenes Amnestiegesetz sei nicht 

nötig. Die Ukraine habe ein Amne-

stiegesetz aus dem Jahre 1996, das auf 

die Aufständischen angewendet wer-

den könne. Dieses bestimmt allerdings, 

dass Personen, die des »Terrorismus, 

Straftaten gegen die nationale Sicher-

heit der Ukraine und des Banditismus« 

unter keinen Umständen amnestiert 

werden können. Das erlaubt die Aussa-

ge, dass den Aktivisten der Volksrepu-

bliken auf jeden Fall Repressionen dro-

hen, wenn das Gebiet unter ukrainische 

Hoheit zurückkehren sollte. Gleich-

zeitig ist erkennbar, dass die Ukraine 

die Fortsetzung des Minsk-Prozesses 

hintertreiben möchte. Ihr Vertreter in 

der politischen Untergruppe, der frü-

here Staatspräsident Leonid Kutschma, 

kündigte an, sein Land wolle die Ver-

schiebung des für Ende dieser Woche 

geplanten turnusmäßigen Treffens der 

Gruppe beantragen.

An der Front im Donbass ist e
s der-

weil wie in den letzten Tagen ständig 

unruhig. Die Donezker Nachrichten-

agentur DNA meldete 47 Fälle von 

Beschuss im Rahmen von elf Verlet-

zungen des Waffenstillsta
nds. Das be-

deutet, dass es sich meistens wohl um 

kleinere Vorfälle mit im Schnitt 4 ver-

wendeten Geschossen handelt. Letzte 

Woche waren bei einem solchen Be-

schuss gleichwohl Zivilisten in Donezk 

ums Leben gekommen. Die Donezker 

Agentur summierte die Zahl der Waf-

fenstillstandsverletzungen durch die 

ukrainische Seite in der letzten Woche 

auf 882. Auf ukrainischer Seite werden 

Vorwürfe in ähnlicher Größenordnung 

gegen die Aufständischen erhoben.

In Donezk wurde am Dienstag das 

am 27. Januar bei einem Sprengstoff-

anschlag beschädigte Lenin-Denkmal 

feierlich wiedereröffnet. Die Explosion 

hatte Teile des Sockels abgesprengt, die 

in einem Betrieb der Stadtwerke wieder 

ergänzt wurden; die Statue war unbe-

schädigt geblieben. Die Polizei der VR 

Donezk nahm zwei Männer unter dem 

Verdacht fest, den Anschlag auf das 

Denkmal verübt zu haben. Sie sprach 

von »ukrainischen Diversionsakten«.

Auf ukrainischer Seite hält unter-

dessen offenbar die Unzufriedenheit 

unter den zum Wehrdienst eingezoge-

nen Soldaten an. Der Generalstaatsan-

walt nannte die Zahl von etwa 16.000 

Deserteuren aus den Reihen der bei 

der letzten Mobilisierungswelle im 

Oktober Eingezogenen. Aus einer bei 

Mykolayiv einquartierten mechanisier-

ten Brigade marschierte ein Trupp von 

etwa 50 Soldaten geschlossen in die 

Regionalhauptstadt, um bei der Staats-

anwaltschaft Beschwerde über die 

Dienstbedingungen einzulegen. Wie 

ein Wortführer im örtlichen Fernsehen 

sagte, werden die Soldaten von den 

Offizieren um ihren Sold betrogen. Für 

die Truppe gespendete Lebensmittel 

würden lastwagenweise unterschlagen, 

die Soldaten müssten auf verlausten 

Matratzen schlafen und hätten keine 

Gelegenheit, sich zu waschen. Aus den 

Fernsehbildern geht hervor, dass ein 

Polizeiwagen die Demonstration be-

gleitete, ohne dass die Beamten ein-

schritten.

In Kiew erschoss die neugebildete 

»Nationale Polizei« den 17jährigen 

Beifahrer eines Verkehrsrowdys. Der 

Mann war betrunken mit 190 Kilo-

metern durch die Innenstadt gerast. 

Bürgermeister Vitali Klitschko recht-

fertigte die Erschießung des Jugendli-

chen. Der Bevölkerung müsse wieder 

Respekt vor Recht und Ordnung beige-

bracht werden.

Kiewer Tricksereien

Keine Kritik erlaubt
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UNHCR fordert Türkei zu 

Grenzöffnung auf

Genf/Damaskus. Das UN-Flücht-

lingshilfswerk (UNHCR) hat 

Ankara eindringlich zur Aufnah-

me von Flüchtlingen aus Syrien 

aufgerufen. »Wir fordern von der 

Türkei die Öffnung der Grenze für 

alle Zivilisten, die Schutz suchen«, 

sagte UNHCR-Sprecher William 

Spindler am Dienstag in Genf. Nach 

UN-Angaben sind in den vergan-

genen Tagen 31.000 Menschen aus 

der Stadt Aleppo und Umgebung 

geflohen. Die Lager entlang der 

türkischen Grenze sind inzwischen 

überfüllt. »Die Türkei lässt aber nur 

eine kleine Zahl von Verletzten oder 

besonders gefährdeten Menschen 

hinein«, sagte Spindler. Derweil sind 

in der syrischen Hauptstadt Damas-

kus mehrere Menschen bei einem 

Bombenanschlag getötet worden, 

zu dem sich die Miliz »Islamischer 

Staat« bekannte. Einem Bericht des 

Staatsfernsehens zufolge explodierte 

der Sprengsatz auf einem belebten 

Gemüsemarkt. 
(AFP/Reuters/jW)

CSU fischt weiter  

rechtsaußen

München. Neuerliche Eskalation 

im Flüchtlingsstreit zwischen der 

CSU und Kanzlerin Angela Merkel 

(CDU): CSU-Chef Horst Seehofer 

(Foto) rückt die von Merkel im 

September vergangenen Jahres 

vorübergehend verkündete Grenz-

öffnung für Flüchtlinge in die Nähe 

des Vorgehens von Diktaturen: »Wir 

haben im Moment keinen Zustand 

von Recht und Ordnung«, klagte 

Seehofer in einem Interview mit der 

Passauer Neuen Presse (Mittwoch-

ausgabe). »Es ist eine Herrschaft 

des Unrechts.« Auch im Streit um 

den Familiennachzug für minderjäh-

rige Flüchtlinge geht die CSU auf 

Distanz zu den Koalitionspartnern 

CDU und SPD. Eine Absage erteilte 

CSU-Generalsekretär Scheuer dem 

Versuch der Bundesminister Thomas 

de Maizière (CDU) und Heiko Maas 

(SPD), in Verhandlungen einen 

Kompromiss zu erzielen. Die SPD 

möchte unbegleiteten Flüchtlings-

kindern nicht grundsätzlich verbie-

ten, ihre Eltern nachzuholen.  (AFP/jW)

Zerstörungen in der Stadt Uglegorsk im Donbass, Mitte Januar
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Ungebremst

Brasiliens Regierung versucht, mit  

Milliarden Real die Wirtschaft zu 

beleben. Von Robert Ojurovic

Unverbindlich

Gianis Varoufakis stellt sich in Ber-

lin Fragen von Journalisten zur 

Bewegung DiEM 25

Ungeduldig

Die NATO will von libyscher Regierung 

zur Intervention eingeladen wer-

den. Von Knut Mellenthin

Unbehelligt

NSU-Aufklärung: Warum ein hessi-

scher Exgeheimdienstler kein 

Verfahren fürchten muss

3

4

7

9
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Ukrainische Regierung versucht, Verabschiedung eines Amnestiegesetzes zu umgehen. 

Wieder Beschuss von Dörfern bei Donezk. Von Reinhard Lauterbach

Israelische Regierung verbannt Abgeordnete aus dem Parlament und diskriminiert Opposition

A
m Montag entledigte sich die 

Knesset dreier Parlamentarier. 

Die Abgeordneten der Balad-

Partei, Hanin Soabi, Dschamal Sahalka 

und Basel Ghattas, wurden für mehrere 

Monate vom Parlamentsbetrieb ausge-

schlossen. Sie hatten sich mit palästi-

nensischen Familien getroffen, deren 

Angehörige vom israelischen Militär 

erschossen worden waren. Die drei Ab-

geordneten seien gebeten worden, sich 

für die Überführung der Leichname 

einzusetzen, die die israelische Besat-

zungsmacht zurückhält. Dies sei eine 

»wirksame Abschreckungsmaßnah-

me«, hatte Netanjahus Likud-Partei-

freund und Minister für innere Sicher-

heit, Gilad Erdan, erklärt. Seit Oktober 

hat das israelische Militär unter dem 

Vorwand des »Antiterroreinsatzes« 165 

Palästinenser getötet. Die Armee recht-

fertigt die Liquidierungen stets damit, 

es habe sich um Attentäter gehandelt. 

Im selben Zeitraum starben durch Mes-

serattacken 26 israelische Staatsbürger.

Sahalka sei nun für zwei Monate, 

Soabi und Ghattas seien für vier Mo-

nate von Parlamentssitzungen ausge-

schlossen, berichtete dpa am Dienstag. 

Abstimmen dürfen sie zwar noch, doch 

damit soll auch bald Schluss sein. Wie 

Netanjahus Büro am Montag bestätigte, 

wurde am Vortag bei einem Treffen der 

Koalitionsspitzen »vereinbart, ein Ge-

setz einzubringen, das den Ausschluss 

von Parlamentsabgeordneten wegen un-

gebührlichen Verhaltens ermöglicht«.

Auch die außerparlamentarische Op-

position will Netanjahu ruhigstellen. 

Das Parlament beschloss am Dienstag 

in erster Lesung ein Gesetz, wonach 

Organisationen zur Offenlegung ihrer 

ausländischen Finanzquellen gezwun-

gen werden sollen, berichtete AFP. 

Justizministerin Ajelet Schaked will 

mit dem Gesetz gegen die angebliche 

Einmischung fremder Regierungen in 

die inneren Angelegenheiten Israels 

vorgehen. Opposition und Verfassungs-

rechtler kritisieren, dass die in Israel 

ebenfalls aktiven rechtsgerichteten 

Nichtregierungsorganisationen (NGO), 

die weitgehend aus den USA finanziert 

werden, von den erhöhten Transparenz-

regeln ausgenommen werden sollen. 

Oppositionsführer Jitzchak Herzog 

warf der Justizministerin Heuchelei 

vor, weil sie Wahlkampf für ihre Sied-

lerpartei Jüdisches Heim mit Auslands-

spenden bestritten habe. Simon Zeise

wird herausgegeben von  

1.806 Genossinnen und 

Genossen (Stand 3.2.2016)

n www.jungewelt.de/lpg

  ACHT SEITEN EXTRA

Falscher Zauber

Es liegt auch an den Zeiten, dass das  

Fernweh wächst. Die Narren sind los.  

Nicht nur Köln oder Düsseldorf sind betrof-

fen, nein, das ganze Abendland machen 

sie unsicher. Das Reisen hat viele Facetten. 

Wir werben um Ihre Lust daran – mit  

leisen Tönen

ALTERNATIVES REISEN

 F
ür Werbeterror gibt es keine Warnstu-

fen. Der Bürger als Konsument hat 

sich dem auszusetzen. Auch die Rei-

sebranche bombt uns zu. Am schön-

sten, am besten, phänomenal und gern total. 

Wie bei jeder Propaganda führen auch bei der 

kommerziellen Werbung der inflationäre Ge-

brauch von Superlativen, das klebrige Selbstlob, 

die Beleidigung der Intelligenz und die pene-

tranten Wiederholungen bei ihren Adressaten 

zur Abstumpfung. Und doch: Steter Tropfen 

höhlt ja den Stein, also auch den Kopf. Paro-

len bleiben hängen. Und neue Gläubige reihen 

sich ein in den Ringelpiez ums Goldene Kalb. 

Ohne Ökonomie geht es nicht. Wer nicht wirbt, 

stirbt, heißt es. Für nicht wenige Länder und 

Regionen ist die Tourismusindustrie eine Le-

bensader. Wie verwundbar sie ist, zeigen die 

jüngsten Anschläge in Ägypten oder der Türkei. 

Dann fliehen die umworbenen Kunden aus den 

reicheren Ländern. Natürlich nehmen sie nicht 

die Balkanroute, sondern verlegen ihren Urlaub 

ganz bequem. Zum Beispiel nach Portugal, aufs 

spanische Festland oder auf die schöne Insel 

Mallorca. Es ist eines unserer Themen hier, dass 

das nicht nur Geld, sondern auch Probleme mit 

sich bringt.  

 Seit es Menschen gibt, möchten diese wohl 

wissen, was hinter dem Horizont liegt. Wissen 

wollen ist der erste Schritt zum aufgeklärten 

Menschen. »Wissen macht uns verantwortlich«, 

mahnte der Revolutionär Che Guevara, ein coo-

ler Typ, der selbst viel rumkam, eine Menge 

guter Sprüche draufhatte und trotz Asthma den 

Bergtourismus schätzte. Es lohnt sich, hinter 

den Horizont zu blicken, über das Ziel und 

die Art zu reisen nachzudenken. Über das Ver-

hältnis von Mensch und Umwelt, Kapital und 

Arbeit. Unsere Autoren möchten dazu anregen, 

mit offenen Augen der Reiselust nachzugehen, 

Orte zu erkunden, Menschen und Kulturen.  

 Es liegt auch an den Zeiten, dass das Fernweh 

wächst. Wir dachten, die Narren, die Köln oder 

Düsseldorf heimsuchten, gerade erst losgewor-

den zu sein, da muss man feststellen: Das ganze 

Abendland machen sie unsicher. Manche kostü-

mieren sich in Nadelstreifen, manche gehen als 

prollige Dumpfbacke, einige spazieren im Spie-

ßerkostüm oder tragen Uniform, andere laufen 

herum wie du und ich. Fröhlichkeit verbreiten 

sie nicht. Sie lärmen, dass wir am Arsch wären, 

sie verbreiten Angst. Aus ihrer Furcht heraus, 

denn sie wissen schließlich ganz genau, wie der 

Moslem tickt oder was der Schnackel-Afrikaner 

im Schilde führt. Und sie finden, dass wir Deut-

schen schon lange genug für das bisschen Welt-

krieg büßen mussten. Nun wollen uns Fremde 

an den Wohlstand, ihre Sitten, Gebräuche und 

Schleier überstülpen, die Party versauen. Die 

Wurst bleibt hier, tönen sie, kein Zugereister 

soll davon abbeißen. Blasen irgendwo tausend 

solcher Wuttrottel in ihre Tröten, sind sie auch 

schon in der »Tagesschau«. In den Umzügen 

der Demagogen finden sich auch solche wieder, 

die die Veränderungen, die die massenhafte 

Flucht von Menschen vor Krieg und Elend mit 

sich bringt, überfordern. Vielleicht selbst Opfer 

sozialer Kälte treten sie nach unten. Und es ist 

kein Wunder, dass manche Birne weich ist. In 

Medien wurden bereits über Jahre Klischees 

und Feindbilder verbreitet. Ihr neuer Lieblings-

schurke sitzt, und das ist nicht gerade originell, 

mal wieder im Kreml. Zwei unserer Beiträge 

führen Sie in sein Reich.  

 Das Reisen hat viele Facetten. Doch egal, ob 

man durch Grönland stapft, durch die Branden-

burger Pampa radelt oder sich an Kubas schön-

stem Strand, der Playa Pilar, rekelt – immer 

ist es eine lehrreiche Herausforderung. Reisen 

schafft Freundschaften, prüft Partner auf Ver-

träglichkeit. Es ist eine Schule für Geduld und 

Toleranz, es stärkt den Verstand und das Herz. 

Hier lernt man, was das andere ausmacht, wie 

ähnlich sich alle Erdenkinder doch sind. Hier 

lernt man, wie der andere tickt, hier lernt man 

das, was kein Buch, keine Zeitung und schon 

gar kein Politikerwort erklärt. Wir werben um 

Ihre Lust am Reisen – mit leisen Tönen.  

Falscher Zauber

Das Reisen ist eine Schule, der Tourismus ein Blender. Anregungen zur praktischen Weltanschauung . 

Von   Peter Steiniger 

TONY GENTILE/REUTERS

Alternatives Reisen

■ Seite 2: Dschungel. Im Tourismus geht es weder fair, noch gerecht zu. ■ Seite 3: Schön tranquilo. In Kubas 

 Hauptstadt ist nicht ganz alles beim alten ■ Seite 4: Neuland in Metz. Blinde erleben Reisen anders ■ Seite 5: Trocken-

gelegt. Mallorca leidet unter den Millionen ■ Seite 6: Ungefiltert. Die verdrängten Risiken von Kabinenluft ■ Seite 7: Dit 

is Berlin. Mit Kunzes Bus quer durch die Hauptstadt ■ Seite 8: Viva! Auf zu Zapata
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Ich war da! Unsere Fotos zeigen genau das, was Sie darauf sehen. 

Wohin auch immer Menschen reisen, ein Selfie muss sein. 

Hier: Rio de Janeiro, Brasilien
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Koalitionsstreit um 

 Einwanderungsgesetz

Berlin. Die SPD begrüßt das Ange-

bot von Kanzlerin Angela Merkel 

(CDU), ein Einwanderungsgesetz 

zu prüfen. »V
iele unterschätzen 

die gewaltige Dramatik für unse-

re Volkswirtsc
haft, w

enn in den 

nächsten zehn Jahren 6,7 Millio
-

nen Arbeitsk
räfte ausscheiden, 

die nicht ersetzt werden können«, 

sagte SPD-Fraktionschef Thomas 

Oppermann (Foto) am Dienstag 

in Berlin. Er werde sich nächste 

Woche in Kanada ein Bild von dem 

kanadischen Punktesystem und 

dessen Vor- und Nachteilen ma-

chen. Die Unionsfra
ktion stellt s

ich 

allerdings weiter gegen das von 

CDU-Generalsekretär Peter Tauber 

und dem Koalitio
nspartner gefor-

derte Einwanderungsgesetz. 

 

(dpa/jW)

S
chlimm, schlimmer, Mindest-

lohn. Eine verbindliche Lohn-

untergrenze ist 
schlecht, be-

haupten Lobbyisten: sc
hlecht fü

r die 

deutsche Wirtsc
haft, s

chlecht fü
r A

r-

beitslo
se und schlecht für Beschäftigte 

– einfach für alle. Es vergeht kaum 

ein Tag, an dem keine Attacke ge-

gen die nicht einmal fünf W
ochen alte 

Neuregelung geritte
n wird. M

al sin
d 

es Handwerksgesellen auf der Walz, 

mal die Pfälzerwald-Hütten, m
al der 

deutsche Vereinsfußball. A
llen droht 

das Ende, die Pleite, die Vernichtung. 

Und die Regierung zeigt sich jedes 

Mal besorgt, verspricht Abhilfe und 

zerbröselt w
eiter eifrig

 das G
esetzes-

werk, das sie
 vor Ja

hresfris
t noch als 

arbeits- 
und sozialpolitis

chen »Mei-

lenstein« gefeiert hatte.

Am Dienstag setzte das Tübinger 

Institu
t für Angewandte Wirtsc

hafts-

forschung (IA
W) in die Welt, e

in Stun-

densatz von 8,50 Euro schaffe An-

reize für illegale Beschäftigung. Die 

Mainstre
ammedien griffe

n die Bot-

schaft gierig auf und machten daraus: 

»Schattenwirtsc
haft boomt: Mindest-

lohn befeuert S
chwarzarbeit.« In der 

IAW-Mitteilung liest si
ch das anders: 

»Das Verhältnis von Schattenwirt-

schaft z
u offizieller W

irtsc
haft b

leibt 

im Jahr 2015 gegenüber 2014 kon-

stant«, nämlich bei ru
nd 12,2 Prozent 

– der niedrigste Wert se
it über 20 Jah-

ren. Aber ohne Mindestlo
hn wäre alles 

besser, m
einen die Forscher. W

enn es 

den nicht gäbe, »würde« das Ausbeu-

ten im rechtsfre
ien Raum um zirka 1,3 

Millia
rden Euro zurückgehen.

Hätte, würde, wenn. Die sogenann-

te Studie ist nur eine Prognose, ein 

Blick in die Glaskugel. Vor einem Jahr 

war das IA
W mit einer fast id

entischen 

Panikbotschaft vorgeprescht, bis auf 

einen kleinen Unterschied. Damals 

sagten die Auguren voraus, d
ass w

e-

gen Mindestlo
hn, Rente mit 63 und 

höheren Pflegebeiträgen in diesem 

Jahr drei Millia
rden Euro mehr am 

Staat vorbei verdient würden. Hoppla: 

In den aktuellen »Modellrechnungen« 

bleiben davon nur 1,7
 Millia

rden Eu-

ro übrig, wovon 1,5
 Millia

rden Euro 

auf den Mindestlo
hn entfallen sollen. 

Dagegen lägen die notwendigen Lohn-

steigerungen in den dafür typischen 

Branchen bei insgesamt etwa sieben 

Millia
rden Euro. Soll heißen: »Arbeit-

geber« werden sich die Mehrkosten 

absehbar nur zu einem geringen Teil 

damit sparen, in die Schattenwirt-

schaft abzutauchen.

Auftakt zum Widerstand

Keine Waffen »in naher Zukunft«

WWW.JUNGEWELT.DE

Israel will UN-Bericht zu 

Gaza-Krieg verhindern

Genf/Jerusalem. Der Vorsitz
ende 

der vom Menschenrechtsra
t der 

Vereinten Nationen (UNHRC) 

eingerichteten Untersuchungs-

kommissio
n zum Gaza-Krieg ist 

zurückgetreten. Wie die UN am 

Dienstag in Genf mitteilten, rea-

gierte der kanadische Völkerrechts-

experte Willia
m Schabas damit 

auf Anschuldigungen aus Isr
ael, 

er könne im Lichte seiner frü
heren 

Äußerungen und Tätigkeiten nicht 

unparteiisch urteilen. Schabas habe 

bei seiner Berufung verschwiegen, 

dass e
r 2012 als R

echtsgutachter 

für die Palästin
ensisc

he Befrei-

ungsorganisation PLO tätig war, 

sagte ein isra
elischer Diplomat der 

Nachrichtenagentur AFP. Regie-

rungschef Benjamin Netanjahu for-

derte, der Bericht der Kommissio
n 

müsse nun »entsorgt werden«. Im
 

Namen der PLO-Führung beklagte 

die führende Vertreterin Hanan 

Aschraw
i »die Einschüchterung« 

der Ermittle
r. Is

rael habe »immer 

schon alles genutzt, um diejenigen 

anzugreifen, zu verleumden und zu 

diskreditieren, die seine Machen-

schaften untersuchen«.  
(AFP/jW)

»Irrsinn«? Bayern präsentierte in Berlin eine lange Liste von Änderungswünschen zum Mindestlohn
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Beispiel Moskau

Siegreiche »Red Army«: Ein Dokumen-

tarfilm
 über den Eishockeyklub 

ZSKA und die Legende Fetissow

Beispiel Caracas

Venezuelas Präsident warnt vor 

» blutigem Putsch«. Solidaritäts-

aufruf von Weltjugendbund WBDJ

Beispiel Athen

Nicht eingeknickt: Griechischer Finanz-

minister fo
rdert »intelligentes 

Schuldenmanagement«

Beispiel Hamburg

Wohnen ist eine Geldfrage. Auch in 

der Hansestadt haben weniger 

Begüterte da schlechte Karten 

3

6

9

10
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Mindestlohn schafft Schwarzarbeit, behaupten Wirtschaftsforscher in
s Blaue hinein. 

Finanzminister w
ill Z

ollkontrollen aussetzen. Von Ralf Wurzbacher

US-Berater: D
emnächst keine Lieferungen an Kiew. Dennoch werden »alle Optionen« geprüft

D
ie US-Regierung will »

in der 

nahen Zukunft« keine Waffen 

an das M
ilitä

r der Ukraine für 

den Kampf gegen die Aufständisch
en 

im Donbass li
efern. Das sa

gte der Si-

cherheitsberater von Präsident Barack 

Obama, Benjamin Rhodes, in einem 

CNN-Interview am Montag abend. 

Sanktionen seien demnach weiterhin 

das beste Mittel, um in dem Konflikt 

Druck auf Russla
nd auszuüben.

Einen Berich
t der New York Times, 

nach dem die USA konkret über W
af-

fenlieferungen nachdenken, wies 

Rhodes allerdings nicht direkt zurück. 

Obama habe seine Berater angewiesen, 

laufend »alle Optionen« zu prüfen. Das 

US-Blatt hatte am Montag berich
tet, 

über die bereits 
gelieferten »nicht-

tödlich
en« Waffen hinaus solle auch 

»defensives« Kriegsgerät wie Panzerab-

wehrraketen an die ukrainisch
e Armee 

geschickt werden. Rhodes erklärte, ein 

wichtiges Treffen in der Frage sei der 

Besuch von Bundeskanzlerin Angela 

Merkel (CDU) im Weißen Haus am 

kommenden Montag. Merkel sei in der 

Krise der wichtigste Partner der USA.

Nach UN-Angaben sin
d in den ver-

gangenen drei Wochen bei Kämpfen 

im Donbass r
und 220 Menschen ums 

Leben gekommen Dies te
ilte der UN-

Hochkommissa
r für Menschenrechte, 

Said Raad Al-Hussein, am Dienstag in 

Genf mit. Dabei würden zunehmend 

Zivilist
en in Mitleidenschaft g

ezogen. 

»Bushaltestellen, öffentlich
e Verkehrs-

mittel, Marktplätze, Schulen, Kinder-

gärten, Krankenhäuser und Wohnge-

biete sin
d zu Kampfzonen geworden«, 

sagte Al-Hussein. Dies se
ien klare Ver-

stöße gegen das Völkerrecht.

Die Aufständisch
en in der Ostukra-

ine warfen den Regierungseinheiten 

am Dienstag vor, erneut Wohnviertel 

in der Großstadt Donezk zu beschie-

ßen. Infolgedessen seien innerhalb von 

24 Stunden mindestens acht Zivilist
en 

getötet und weitere 22 verletzt worden. 

Der Präsident der  »Volksrepublik« 

Lugansk, Igor Plotnizki, erklärte laut 

dpa, die »Volkswehr« habe bei der um-

kämpften Ortsch
aft Debalzewe einen 

Kampfjet der Armee zerstö
rt. D

ie Mi-

litärführung in Kiew behauptete dage-

gen, sie
 habe Donezk nicht beschossen 

und kein Flugzeug verloren. Demnach 

seien aber mindestens fünf Soldaten 

getötet, 27 verletzt worden.  
(dpa/jW)

n Siehe Seite 8

wird herausgegeben von  

1 619 Genossinnen und 

Genossen (Stand 28.1.2015) 

n www.jungewelt.de/lpg
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Geist von Jalta

Zwang zur Zusammenarbeit:  

Vor 70 Jahren trafen sich die Haupt

akteure der Antihitlerkoalition auf  

der Krim. Sie einigten sich auf die 

 Konturen einer Nachkriegsordnung.  

Von Knut Mellenthin
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W
eniger Rechte, neue Strafen, 

mehr Kürzungen: Im Rah-

men der Kampagne »Auf-

recht bestehen« protestierten Erwerbs-

losenverbände am Donnersta
g in rund 

30 Städten gegen die bevorste
hende 

Hartz-IV-Reform. Am kommenden 

Donnersta
g soll diese den Bundesrat 

passie
ren, danach den Bundestag und 

bereits a
m 1. A

ugust in
 Kraft tre

ten.

In Wuppertal etwa veranstaltete 

der Verein Tacheles eine öffentlich
e 

Sozialberatung. In Herne errich
teten 

Aktivisten eine symbolisch
e »Ausgren-

zungsmauer«. Vor dem Jobcenter Ber-

lin Friedrich
shain-Kreuzberg demon-

strie
rten gewerkschaftlic

h organisierte 

Erwerbslose von ver.di und der IG
 Me-

tall. D
er ste

llvertretende ver.di-Landes-

bezirksleiter für Berlin-Brandenburg, 

Roland Tremper, sa
gte am Donnersta

g 

im Gespräch mit jW
, die »ausufernde« 

Sanktionspraxis gegen Leistu
ngsbe-

rechtigte müsse endlich
 ein Ende ha-

ben. Vor allem unter 25jährige würden 

mit harten Strafen drangsaliert statt 

gefördert. 
Auch müsse klarwerden, 

dass H
artz IV die Arbeitsw

elt ebenso 

betreffe. »Die Angst, s
elbst a

rbeitslo
s 

zu werden, wirkt auf Betriebsräte und 

Beschäftigte wie ein Maulkorb«, resü-

mierte Tremper.

In Hamburg protestierten Mitglie-

der der Partei Die Linke, Gewerkschaf-

ter und Betroffene diesmal ohne die 

ehemalige Jobcentermitarbeiterin und 

heutige Bürgersch
aftsa

bgeordnete Inge 

Hannemann (Die Linke). D
iese sprach 

derweil im
 Erfurter Arbeitslo

senparla-

ment vor Hartz-IV-Beziehern und Thü-

ringer Sozialpolitik
ern über drohende 

Versch
ärfungen. Die, so Hannemann 

gegenüber jW
, würden sch

on vorberei-

tet, obwohl das G
esetz noch nicht be-

schlossen wurde. »Nach meinem Wis-

sen sollen die Arbeitsagenturen künftig 

für geringverdienende Aufsto
cker zu-

ständig sein«, sagte sie
. Dort b

eschäf-

tige man sic
h bereits m

it p
ersonellen 

Umsetzungen, »und es gibt offenbar 

viele Probleme«, so Hannemann.

Die Koordinierungsste
lle für ge-

werkschaftlic
he Arbeitslo

sengruppen 

hat die drohenden Versch
lechterungen, 

darunter str
engere Pauschalen für Miet-

obergrenzen und weniger M
öglich

kei-

ten für Erwerbslose, rechtswidrig ein-

behaltene Leistu
ngen nachzufordern, 

in einem Papier zusammengefasst. 
Die 

bisher gewährten Freibeträge für Auf-

stocker so
llen Jobcenter zudem nur auf 

Antrag und erst z
um Ende eines einjäh-

rigen Bewillig
ungszeitraumes berech-

nen. Hierbei gehe es, je
 nach Verdienst, 

um bis z
u 230 Euro pro Monat. D

as 

heißt: B
etroffene hätten tro

tz Job das 

ganze Jahr über keinen Cent mehr als 

nicht Erwerbstätige zur Verfügung.

Als 
»Zweites Sanktionsregime« 

hatte Hannemann in die Novelle zu-

sätzlich aufgenommene »Ersatzan-

sprüche« bezeichnet (sie
he auch jW 

vom 18. Februar). D
ie Gewerkschafter 

erklären dazu: »W
em unterste

llt w
ird, 

er würde nicht genug unternehmen, 

um den Hartz-IV-Bezug zu beenden 

oder zu verrin
gern, dem droht eine 

Rückzahlungspflich
t«. Danach könn-

ten Jobcenter Einkommen aufrechnen, 

das ein Klient nie erhalten hat, etwa, 

wenn er eine Arbeit abgelehnt oder ein 

Vorste
llungsgespräch versäumt hat. Sie 

könnten dann Leistu
ngen bis zu vier 

Jahre lang um 30 Prozent auf derzeit 

282,80 Euro kappen, je nach verpasste
r 

Einkommensmöglich
keit. F

ür dreijäh-

rige Kürzungen in dieser Höhe hat das 

Bundessozialgericht laut Mitteilung 

vom Mittw
och bereits g

rünes Licht ge-

geben. Ein Kläger, der zwisch
en 2005 

und 2007 mehr hinzuverdient hatte 

als er durfte, muss auf diese Weise 

8.350 Euro zurückzahlen. Gegen das 

Grundrecht auf ein menschenwürdi-

ges Existenzminimum – eigentlich
 mit 

Hartz IV beziffert – versto
ße dies nicht.

Maulkorb für Beschäftigte

Siemens streicht 2.500 Stellen

WWW.JUNGEWELT.DE

Neue Spannungen auf 

 koreanischer Halbinsel

Pjöngjang. Angesich
ts der gemeinsa-

men Manöver der USA und der Re-

publik Korea hat das M
ilitä

r der De-

mokratisch
en Volksrepublik Korea 

als D
emonstration von Stärke zwei 

Kurzstreckenraketen in Richtung 

offenes M
eer abgefeuert. D

ie beiden 

ballist
isch

en Raketen seien nach 

ihrem Start in
 der südlich

en Provinz 

Nord-Hwanghae etwa 500 Kilometer 

weit geflogen und vor der Ostküste 

der Halbinsel ins Wasser gestürzt. 

Außerdem kündigte Pjöngjang am 

Donnerstag nach der Versch
ärfung 

der Sanktionen gegen das Land an, 

das gesamte südkoreanisch
e Eigen-

tum in Nordkorea abzuwickeln. Alle 

Vereinbarungen zur wirtsc
haftlic

hen 

Zusammenarbeit w
urden für nichtig 

erklärt. A
lle Güter südkoreanisch

er 

Firmen auf nordkoreanisch
em Bo-

den würden konfisziert. D
as betriff

t 

hauptsächlich
 die Sonderwirtsc

hafts-

zone Kaesong.  
(dpa/Reuters/jW)

EZB verstärkt Hilfe  

für  Superreiche

Frankfurt am Main. Die Europäische 

Zentralbank (EZB) geht ihren Weg 

der Enteignung von Kleinsparern, 

der Zerstö
rung vorhandener Ver-

sicherungsstr
ukturen und der Fi-

nanzierung überschuldeter Staaten 

konsequent weiter. A
m Donnersta

g 

beschloss d
ie Zentralbank, den 

Leitzins auf null Prozent zu senken 

(von 0,05), die Strafgebühren auf 

Einlagen der Geschäftsb
anken von 

0,3 auf 0,4 Prozent zu erhöhen und 

ihr »Anleihekaufprogramm« von 

monatlich 60 Millia
rden Euro auf 

80 Millia
rden Euro auszuweiten.

Die Notenbank hatte die »geld-

politis
chen Lockerungen« im 

März 2015 gestartet, angeblich 

um die Inflation zu erhöhen und 

die Konjunktur anzukurbeln. Das 

gelang nicht. A
llerdings befeuerte 

die Billig
geldflut die Spekulation. 

Börsennotierte Konzerne kauften 

massiv
 eigene Aktien auf. D

as 

erhöhte die Börsenkapitalisie
rung 

nominell, b
lies die Vermögens-

werte auf, und Manager kassie
rten 

dafür Boni, ohne dass si
ch substan-

tiell etwas geändert hatte.  (dpa/jW)

Im Berliner Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg informierten Erwerbslose vor dem Jobcenter über die geplanten Verschärfungen
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Dominanzprinzip

Gegen das Freihandelsabkommen 

CETA soll V
erfassungsbe-

schwerde eingereicht werden

Protestzug

Nachhilfe
 für Hollande: In

 Frankreich 

demonstrieren 500.000 Men-

schen gegen neues Arbeitsgesetz

Atomdesaster

Zum Super-GAU von Fukushima heute 

vor fünf Jahren: Die unfassbare 

Verheerung im
 Comic

Kampfauftrag

In den Medien wird kaum über Flucht-

ursachen geredet. Herausforde-

rung für O
stermärsche. Interview 

2

7

11

12

GEGRÜNDET 1947 · FREITAG, 11. M
ÄRZ 2016 · N

R. 60 · 1,50 EURO · P
VST A11002 · ENTGELT BEZAHLT

Drangsalieren statt fördern? Gewerkschaften, Linkspartei und Erwerbslose fordern 

Ende der Hartz-IV-Sanktionen. Statt dessen kommt eine Reform. Von Susan Bonath

Münchner Konzern will F
abriken konzentrieren. Verlagerung nach Osteuropa und Asien vorgesehen

D
er Elektronikkonzern Sie-

mens str
eicht 2.500 Arbeits-

plätze, davon rund 2.000 in 

Deutschland, lie
ß das U

nternehmen 

am Mittw
och abend in München ver-

lautbaren. Betroffen von den Ein-

schnitten sei die Sparte »Prozessin
-

dustrie
 und Antriebe«, schwerpunkt-

mäßig in Bayern. Etwa die Hälfte 

der dortig
en Jobs solle wegfallen, 

beziehungsweise verlagert w
erden.

Die Sparte baut unter anderem 

große Elektroantrie
be für die Öl-, 

Gas- und Bergbauindustrie
. Wegen 

der niedrigen Öl- und Gaspreise hiel-

ten sic
h die Kunden mit B

estellun-

gen zurück. In Deutschland beschäf-

tigt Siemens in dem Geschäftsfe
ld 

mit einem Jahresumsatz von rund 

neun Millia
rden Euro rund 16.000 

Mitarbeiter, weltweit sind es rund 

46.000. Siemens-C
hef Jo

seph Käser 

hat se
it s

einem Amtsantritt
 im

 Au-

gust 2
013 rund 13.000 Arbeitsp

lätze 

gestric
hen. Der Wandel zum digi-

talen Industrie
unternehmen werde 

vorangetrieben, erklärte das Unter-

nehmen.

Am Standort R
uhstorf n

ahe Pas-

sau sind von den Kürzungen rund 

700 Arbeitsp
lätze betroffen, in

 Bad 

Neustadt an der Saale rund 350, in
 

Nürnberg rund 750 und in Erlangen 

etwa 150 Stellen. In Berlin
 soll es 

um 20 bis 3
0 Jobs gehen. Im

 Kern 

gehe es darum, Arbeitsin
halte und 

die Größe der Fertig
ungssta

ndorte in 

Europa zu konzentrieren. So könnte 

es sowohl zu Verlagerungen inner-

halb Deutschlands, aber auch nach 

Osteuropa oder Asien kommen.

Die IG Metall Bayern warf Sie-

mens eine »Deindustria
lisie

rung des 

Standortes Deutschland« vor. Der 

Hinweis des Unternehmens, man 

baue parallel in anderen Bereichen 

Arbeitsp
lätze auf, sei wenig stic

h-

haltig, erklärte Bezirkschef Jürgen 

Wechsler am Donnersta
g in Mün-

chen. »Natürlich ist 
es begrüßens-

wert, w
enn beispielsweise Stellen in 

den Bereichen digitale Fabrik oder 

Windenergie geschaffen werden. 

Aber es ändert absolut nichts a
n der 

Tatsache, dass aus teilweise oben-

drein stru
kturschwachen Regionen 

Bayerns 1.
000 hochqualifiz

ierte Ar-

beitsp
lätze auf N

immerwiedersehen 

verschwinden sollen.« 

 

(dpa/jW)

wird herausgegeben von  

1.811 Genossinnen und 

Genossen (Stand 12.2.2016)

n www.jungewelt.de/lpg

  SEITE 3

Türöffnerkrieg

Der NATO-Angriff auf Jugoslawien 

1999 war ein Verbrechen. Angeklagt 

wurden in Den Haag aber Repräsen-

tanten des attackierten Landes, an 

der Spitze Präsident Milosevic. Heute 

vor zehn Jahren starb er in der Haft. 

Interview mit Cathrin Schütz
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Sie lügen  
wie gedruckt.  
Wir drucken,  
wie sie lügen.

Jetzt zwei Wochen  
gratis lesen

www.jungewelt.de/probeabo

Das Stadion in Eggenberg wurde 1927 im Rahmen der 
steirischen ASKÖ-Woche eröff net. Hier wurden viele 

internationale Partien vor tausenden Zusehern ausgetragen.
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www.volkshaus-graz.at

http://kpoe-bildungsverein.at/

Kruh in Svoboda

PROGRAMM 
Alle Veranstaltungen, wenn nicht 
anders angegeben, im Volkshaus 
Graz, KPÖ-Bildungszentrum, 
Lagergasse 98a

Tel. 0316 / 712959 – 
bildungsverein.kpoe-steiermark.at

www.volkshaus-graz.at

B I B L I O T H E K 
des KPÖ Bildungsvereins

Schwerpunkte sind Arbeiterbewe-
gung, marxistische Klassiker so-

wie antifaschistischer Widerstand. 
Wir haben Bücher abzugeben, 

Tel. Bernd Mugele 0664/736 46417
http://kpoe-bildungsverein.at

im Volkshaus Graz
Nach Vereinbarung für alle 
zugänglich

PRAPROTNICE  VOC + ACC und DIETMAR  PICKL  REC
Die Gedichte stammen von Dichtern, die zum Teil Gefangene in deutschen Lagern waren: Matej Bor, 
Odysseas Elytis, Boris Fakin, Erich Fried, Michael Guttenbrunner, Ernst Jandl, Andrej Kokot, Lojze Krakar, 
Primo Levi, Janko Messner, Jannis Ritsos, Dante Strona.
Musikensemble Praprotnice, Frauenterzett aus Kärnten/Koroška:  Hanca Pörtsch, Irene Strasser 

und Rozka Tratar-Sticker, begleitet von Georg Errenst (Akkordeon). 

Brot & Freiheit
Fr. 22. April, 19:30, Volkshaus Graz

Lieder und Gedichte 
des Widerstands gegen 
den Faschismus

Samstag, 16. April 2016, 14 Uhr
Vorträge, Diskussionen

Montag, 23. Mai 2016, 19 Uhr

Soweit uns Spaniens 
Ho� nung trug
Buchpräsentation mit dem 
Herausgeber Erich Hackl

Fr., 29. April 2016, 19:30 Uhr

Buchpräsentation mit Ernest Kaltenegger, 
Leo Kühberger und Samuel Stuhlpfarrer 

Alle Verhältnisse umzuwerfen...

Der Beginn des Spanischen Bürgerkriegs 
jährt sich im Juli zum 80. Mal. Aus diesem 
Anlass hat Erich Hackl 
Texte deutschsprachi-
ger Schriftsteller zu 
einer großen, viel-
stimmigen Erzählung 
zusammengestellt.

In insgesamt acht Gesprächen spürten die Herausge-
ber Ernest Kaltenegger, Leo Kühberger und Samuel 
Stuhlpfarrer aktuellen und grundsätzlichen Fragen 

innerhalb der Linken nach.
19,90 Mandelbaum Verlag, ISBN: 978385476-653-7

Mi., 4. Mai 2016, 19:00 Uhr

Buchpräsentation mit dem Autor
Robert Krotzer

Langes Schweigen. 
Der NS-Faschismus in österreichischen Schul-
büchern

Di., 10. Mai 2016, 19 Uhr

Buchpräsentation mit 
Nikos Chilas und Winfred Wolf 

Die griechische Tragödie. 
Rebellion. Kapitulation. Ausverkauf

LITERATUR IM BILDUNGSVEREIN: BUCHPRÄSENTATIONEN

stopausterity.eu
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Klein anzeigen

Beim Landestierschutzverein warten Haustiere auf neue Besitzer; 
oder entlaufene Lieblinge auf ihre alten... 
Folgende Tiere vermittelt das Tierheim des Landes tierschutzvereins, 
Grabenstraße 113, Graz, Tel. 0316 / 68 42 12 http://www.landestierschutzverein.at

TIERECKETiere suchen ein Zuhause

Chini und Chilla: sind zwei weibliche Chinchillas, die auf-
grund von Zeitmangel der Besitzer im Tierheim gelandet 
sind. Wer holt sie zu sich heim?

Liberty: ist eine größere, 3-jäh-
rige Kaninchendame, die ur-
sprünglich aus schlechter Hal-
tung stammt und sich nach 
einem Heim mit passenden 
Artgenossen sehnt. Wer holt sie 
zu sich heim?

Susi: ist eine bereits alte Woh-
nungskatze, die zusammen mit 
Timmy im Tierheim gelandet ist, 
weil ihr Besitzer verstorben ist. Sie 
ist sehr verschmust und zugetan.

Bruni: ist eine im Juni 2014 
geborene Kaninchendame. Sie 
stammt aus einer Zuchtauflö-
sung und wünscht sich jetzt ein 
artgerechtes Heim mit genü-
gend Platz zum Herumhoppeln 
mit Freunden.

Timmy: ist ein kastr. Wohnungs-
kater, der mit Susi im Tierheim 
gelandet ist, nach dem Tod des 
Besitzers. Er ist sehr zurückhal-
tend und misstrauisch gegen-
über Fremden. Timmy ist bereits 
sehr alt. Wer schenkt ihm ein 
Heim für seinen Lebensabend?

Mehr Infos über den Verein auf 
www.druckzeug.at
Kontakt: office@druckzeug.at
Tel.: 0699-12680414

WO: 

Buchdruckerei 

Bauer 

Annenstraße 19/

Hofgebäude, 

8020 Graz

Wir suchen:
Ehemalige 
Setzer-/DruckerInnen, 
die ihr Wissen über Handsatz und 
Hochdruck weitergeben möchten
Wir bieten:
Eine historische Druck-Werkstatt 
mitten in Graz für Interessierte 
und Kreative

Foto: Eva Mohringer-Milowiz

KOMMEN. 

SCHAUEN.

STAUNEN.

MITTUN!

Fibi: ist eine im November 
2014 geborene, sehr aktive 
Mischlingshündin. Sie ist sehr 
verschmust, freundlich und in-
telligent. Sie mag andere Hunde, 
Katzen und Kinder, ist also ein 
perfekter Familienhund.

Princess: ist eine ältere Schä-
fermischlingshündin mit sehr 
schweren Knochen. Sie liebt 
eigentlich alle Menschen sofort, 
nur mit anderen Hunden kommt 
sie nicht gut aus. Wer hat einen 
Einzelplatz für sie?

Der SC Extraherb WS bietet o� ene 
Vereinsabende für Schachinteres-
sierte: jeden Sonntag ab 15 Uhr, 
Kinderfreundeheim Wetzelsdorf.  
Anfänger und Quer einsteiger: Nach 
Bedarf, Anmeldung unter 0699 100 
435 28. 

Schach-
Training

gesucht:

Das Stadtteilzentrum 
Triester Straße sucht 
dringend für den neuen 
Nachbarschaftsgarten in 
der Hermann-Löns-Gas-
se gebrauchtes Garten-
werkzeug aller Art (z.B. 
Scheibtruhe, Spaten, Re-
chen,…), Gartenmöbel 
(Tische, Sessel, Sonnen-
schirme, Gartenliegen) 
gratis sowie günstige ge-
brauchte Wassertanks à 
1.000 Liter (bis 40,- Euro). 
Abholung ist möglich.
Tel. Elisabeth Hufnagl, 
0676/343 1708, E-Mail:
o f f i ce @ s t a d t te i l ze nt-
rum-graz.at

Hobby-Musiker (Pensionisten) 
suchen günstigen Proberaum 
in Graz. Tel.: 0316/42 56 76.

Zu verkaufen:
Salatschleuder: 3 Euro; Glasun-
tersetzer incl. Servierplatte: 5 
Euro; elektrische Filterkaffee-
maschine für zwei Personen 
Fabr.  Phillips: 5 Euro; Kaff ee-
tassenturm: 6 Tassen mit Un-
tertassen im Tragebehälter aus 
Nirosta: 5 Euro; Gemüsehobel 
mit integrierter Schüssel, Fabr. 
Tupper: 7 Euro; mitwachsende 
Schlitzfolie für das Gemüsebe-
et, 10 x 1,40 m, originalverpackt: 
6 Euro; Aussaathilfe, Fabr. Wolf, 
incl. drei austauschbaren Ein-
sätzen: 6 Euro; Schutzhülle für 
Gartenliege, originalverpackt, 
Größe: 193 x 73 x 55 cm: 6 Euro
Tel. 0650 84 61 231

Arbeit
Wer braucht Hilfe im Garten? 
Mache sämtliche Gartenarbei-
ten, Tel. 0681/1029 5653.

Zuverlässiger, fl exibler Ar-
beiter sucht  Stelle im Logis-
tikbereich. Bin für verschie-
denste Tätigkeiten in diesem 
Arbeitsbereich off en (prakti-
sche Arbeiten genauso wie 
Bürotätigkeiten, z.B. Inven-
tur, Lieferschein-Verwaltung 
usw.) und würde mich über 
eine baldige Arbeitsaufnah-
me freuen. E-Mail: michael.
wressnig@gmail.com.

zu vermieten: 
2-Zimmer-Wohnung in Lie-
benau, ca. 55 m2, 400 Euro-
Miete + ca. 140 Euro BK (incl. 
Heizung), Küche vorhanden, 
Tel. 0664/248 7978.

Die individuelle psychologische 
Wohnberatung unterstützt Sie, 
Ihre Wohnbedürfnisse im eigenen 
Heim bestmöglich umzusetzen. 
Sie möchten Ihre 4 Wände ge-
stalten oder umgestalten? – Be-
wohnen Sie Räume, in denen Sie 
sich nicht richtig wohl fühlen?  

– Fühlen Sie sich durch Einblicke 
von Fremden in Ihre Wohnung/ 
Ihr Haus gestört?
Die erste wohnpsychologische 
Beratung ist kostenfrei. Termine 
für Beratungen unter:

Dr. Katrin Schreiner
T: 0680 / 310 42 60

Prozessbegleitung - Inklusion - 
Sozialraumorientierung 
Supervision bietet die Möglichkeit, 
Ihre Arbeit professionell zu re� ek-
tieren
Nutzen Sie unser kostenloses Supervi-
sionsangebot für Freiwillige Helfer in 
der Flüchtlingsarbeit 

http://www.we-progress.at/
Mark Staskiewicz, (Supervisor-ÖVS)

Architekturpsychologie Schreiner

www.architekturpsychologie-schreiner.at
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Briefe an die Redaktion
Die Redaktion behält sich vor, Leserbriefe gekürzt zu veröff entlichen

Grazer Stadtblatt: Lagergasse 98a, 8020 Graz
Fax 0316 / 71 62 91. E-Mail: stadtblatt@kpoe-graz.at

Krieg ist kein Spiel
Ich bin 82 Jahre alt. Erinne-
rungen an die Zeit meiner 
Kindheit im Krieg und auf der 
Flucht versetzen mich noch 
heute in Angst und Schrecken. 
Vor kurzem sah ich vor einem 
Geschäft am Griesplatz einen 
Stand, wo Kriegsspielzeug für 
Kinder zum Verkauf ausge-
breitet war. 

Ich dachte mir: Da kom-
men Menschen als Flüchtlin-
ge zu uns, wollen hier Auf-
nahme und Frieden fi nden, 
sind traumatisiert vom Krieg 
und fi nden bei uns für ihre 
Kinder Spielzeugwaff en zum 
Töten- und Krieg-Spielen.

Ich wünsche mir, dass 
Spielzeugwaff en verboten wer-
den. Denn Frieden kann man 
nur ohne Waff en schaff en, und 
anfangen muss man bei den 
Kindern! Inge Arzon

Maklerprovision für 
Mieter: ergibt 
keinen Sinn

Wie lange müssen wir 
noch warten, bis dieses Gesetz 
endlich geändert wird? 

Ich verstehe nicht, wer so 
ein Gesetz überhaupt schrei-
ben konnte! Denn wenn man 
als normaler Mensch denkt, 
dann kann nur einer die 
Provision zahlen, und das ist 
immer der, der die Dienste 
des Maklers in Anspruch 
nimmt, also der Vermieter 
selbst. Auch die Gebühren für 
das Finanzamt sollte meiner 
Meinung nach der Vermieter 
zahlen. Mietwohnungen wer-
den von Jahr zu Jahr teurer 
und teurer. Schon eine Kauti-
on, die man hinterlegen muss, 
ist eine sehr große Belastung, 
und wenn man alles zusam-
menrechnet, die Kaution, 
die Provision und dann noch 

die Finanzamtsgebühren, 
da kann man sich die Frage 
stellen: „Warum ich”? Die 
Wohnung gehört mir nicht, 
sondern dem Vermieter. Also 
sollte auch der Vermieter die 
Kosten übernehmen!

Monika Lackova

Mehr Rücksichtnahme 
im Stadtverkehr!

Ich wohne am Schönau-
gürtel und bin Kundin 
beim nahe gelegenen Mer-
kur-Markt. Zwischen dem 
Blumenmarkt Skofi tsch und 
dem Merkur-Markt ist der 
Gehsteig sehr schmal, trotz 
intensiven Verkehrs! 

Leider passiert es immer 
wieder, dass Radfahrer die-
sen Gehsteig-Abschnitt als 
„Fahrbahn“ nutzen und die 
Fußgänger zusätzlich behin-
dern – obwohl Radfahren 
am Gehsteig verboten ist. Ich 
würde mir ein rücksichtsvol-
leres Verhalten dieser Ver-
kehrsteilnehmer wünschen.

Name bekannt.

Senden Sie die Lösung an: 
stadtblatt@kpoe-graz.at 

Post: Grazer Stadtblatt, 
Lagergasse 98a, 8020 Graz

Unter den Einsendungen 
werden Buchpreise verlost. 
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Die Lektüre des Grazer 
Stadtblattes ist bei der Be-

antwortung hilfreich!

Richtwertmiet-
erhöhung ausgesetzt

Viele Pensionisten, Al-
leinstehende, Alleinerzie-
hende können ihr Leben nur 
mehr sehr schwer bestreiten, 
da die Einkommen mit den 
Ausgaben, besonders den 
Mieten, nicht mehr zusam-
menpassen.

Auch ich als alleiner-
ziehende, sparsame Frau, 
die, wenn sie Glück hat und 
noch eine Arbeit bekommt, 
mit 1400 Euro brutto für 40 
Wochenstunden, muss mir 
Sorgen machen. Für 62 m2 
bezahle ich 674 Euro – ohne 
Strom – für eine 20 Jahre 
alte Wohnung. Viele Frauen 
bekommen heute nur mehr 
20-Stunden-Jobs. Aber ich 
frage mich, wie finanziert 
man eine Wohnung, Kind, 
Essen… mit 500 Euro im 
Monat, wenn die Ausgaben 
bei 980 Euro liegen?

Danke deshalb, Frau 
Kahr, dass Sie sich für das 
Aussetzen der Richtwertmie-
ten eingesetzt haben!

Maria Stoißer

Gefährliches 
Radfahren in St. Peter

Ich nutze die St.-Pe-
ter-Hauptstraße zweimal 
wöchentlich abends stadt-
einwärts mit dem Fahrrad. 
Im Bereich SPAR bis Glaserei 
Trummer ist die rechte Fahr-
spur als Busspur (Fahrrad-
benützung erlaubt) von 6-9 
Uhr markiert. Die meisten 
Autofahrer fahren aber auch 
außerhalb dieser Zeit links, 
da sie die rechte Spur als 
Bus- und Radspur ansehen.

Schnellere Autofahrer 
überholen dann oft rechts. 
Da rechts auch geparkt wird, 
entstehen Situationen, in de-
nen mit 70km/h überholende 
Autos auf vor ihnen parkende 
Autos treff en – als Radfahrer 
gerät man da schnell in Le-
bensgefahr!

Mein Vorschlag: Bus-/
Radspur ganztägig. Das 
wäre ein Gewinn für die 
Verkehrsfl üssigkeit und –si-
cherheit und würde weniger 
Verkehrslärm für die Anrai-
ner bedeuten.

Name bekannt.

1. Bis zu zwei Monatsmieten kassieren sie 
von den Mietern. Ihre Provisionen sollten 
aber die Vermieter bezahlen müssen, for-
dert die KPÖ. (Seite 2) 

2. Oben steht der Uhrturm, an seinem Fuß 
ein Gemeindewohnhaus. (S. 5) 

3. Abkürzung für Flächenwidmungsplan. (S. 
6) 

4. Sie sind blühende Oasen in der Stadt. (S. 8) 

5. Sie fl ießt durch Graz – noch! Denn sie 
könnte aufgestaut werden. (S. 9) 

6. In dieser Landeshaupstadt Österreichs ist 
der Badespaß am teuersten. (S. 11) 

7. Für sie gibt’s erholsame Ferien am Turner-
see (S. 16) 

8. Runter muss er, fi ndet die KPÖ (S. 17) 

9. Hier fi ndet auch heuer wieder das Kicken 
gegen rechts statt. (S. 17) 

10. Wiederholt sie sich? Besser nicht! (S. 18) 

11. Über 2 Billionen Euro kostet sie uns (S. 19) 

12. Abkürzung der Vereinigung der Ama-
teur-Fußballvereine Österreichs (S. 20) 

13. Slowenisch für Brot (S. 21) 

14. Sie gibt es für Bankerl statt für Banken aus. 
(S. 1) 
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